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Hubertus Heil in Wetzlar 

Gerechte Entlohnung steht im  
diesjährigen SPD-Bundestagswahl-
kampf ganz oben auf der Liste. 
Bundes arbeitsminister Hubertus 
Heil kam zu diesem Thema auf 
Einladung von Dagmar Schmidt 
nach Wetzlar. Seite 3

Aus voller Überzeugung für 
Berlin und für Deutschland
Franziska Giffey ist Spitzen-
kandidatin der Berliner SPD bei der 
Abgeordnetenhauswahl 2021. Die 
ehemalige Familienministerin und 
Bezirksbürgermeisterin von Neu-
kölln berichtet aus Berlin. Seite 4

Neue Herausforderungen 
erfordern neue Wege
Seit 2011 trägt die Wetzlarer SPD 
kommunalpolitische Verant-
wortung in und für Wetzlar. Ihre 
Handschrift ist auch deutlich in  
dem neuen Koalitionsvertrag für  
2021 bis 2026 zu erkennen. Seite 10

Delegiertenversammlung 
der Wetzlarer SPD 
Koalitionsvertrag für das Wetzlarer
Parlament verabschiedet
 Seite 2

Soziale Politik mit Dagmar Schmidt und Olaf Scholz
Eine vertrauenswürdige und weltoffene Vertretung des Wahlkreises in Berlin gibt es nur mit Dagmar Schmidt

Am 26. September entscheiden 
die Wählerinnen und Wähler dar-
über, wer in Zukunft in unserem 
Land Verantwortung übernehmen 
soll. Gemeinsam mit Olaf Scholz als 
Bundeskanzler möchte die SPD mit 
Dagmar Schmidt und einer starken 
SPD-Bundestagsfraktion von vorne 
regieren. Gerade in Zeiten des Wan-
dels braucht es einen starken hand-
lungsfähigen Staat, der die gro-
ßen Fragen angeht und niemanden 
allein lässt. 

Jeder und jede kann in eine Le-
benslage kommen, in der man 
Unterstützung braucht. Sei es 
durch einen Pflegefall in der Fa-
milie oder weil man eine gute Be-
treuung für die Kinder braucht. 
Auch bei Krankheit oder Verlust 
des Arbeitsplatzes 
ist man auf Hil-
fe angewiesen. In 
unserem Sozial-
staat gibt es vie-
le gute Leistun-
gen. Aber entwe-
der kennt man sie 
nicht oder der Zugang ist zu kom-
pliziert. Unser Sozialstaat muss 
aber allen Menschen leicht und 
einfach als Partner zur Seite ste-
hen. Seine Leistungen sind sozia-
le Rechte. Sie sollen unkompliziert 
und wo es geht ohne Antrag - wie 
bei der Grundrente – zugänglich 
sein. Wir sorgen dafür, dass das Le-
ben leichter wird.

Niemand soll wegen seiner Kin-
der finanzielle Sorgen haben. Wir 
wollen mehr Hilfe und Unterstüt-
zung für Familien. Deswegen wol-
len wir eine Kindergrundsiche-
rung, die auf zwei starken Säu-
len steht. Erstens ein neues Kin-
dergeld, damit die, die es mehr 
brauchen, auch mehr bekommen. 
Denn alle Kinder müssen die glei-
chen Chancen für einen guten Start 
ins Leben haben. Und zweitens in-
vestieren wir unter anderem in bei-
tragsfreie Kitas, Ganztagsangebo-
te an Schulen und in bessere Ver-

1. Zusätzlich zum Mutter-
schutz gibt es für den Vater 
zwei Wochen sozial abgesi-
cherte Elternschaftszeit di-
rekt nach der Geburt.

2. Ausbau des Partner-
schaftsbonus: Wenn bei-
de Elternteile gleichzeitig 
Stunden reduzieren, erhal-
ten sie länger und flexibler 
ElterngeldPlus – damit es 
besser ins Leben passt.

3. Dauerhafte Ausweitung 
der Kinderkrankentage: 

kehrsanbindungen auf dem Land, 
die von Kindern und Jugendlichen 
in Zukunft kostenfrei genutzt wer-
den können. (Mehr dazu auf Sei-
te 4) 

Wer den ganzen Tag hart arbei-
tet, muss davon auch gut leben 
können. Dafür braucht es mehr Re-
spekt vor der individuellen Leis-
tung von jedem und jeder Einzel-
nen. Die Pandemie hat gezeigt, wer 
den Laden am Laufen hält. Gute 
Arbeit mit guten Arbeitsbedingun-
gen zu sichern und neue zu schaf-
fen ist die große Aufgabe der Zu-
kunft. Wir wollen einen Mindest-
lohn von mindestens 12 Euro – vor 
allem aber starke Tarifverträge in 
allen Branchen. 

Wir unterstützen Unternehmen 
dabei, auch im Wandel gute Arbeit 

zu erhalten und 
neue zu schaffen. 
Mit klimafreundli-
chen Technologien 
und digitalen Pro-
duktionsprozessen 
wird Deutschland 
wieder Nummer 

eins - und Mittelhessen soll ganz 
vorne mit dabei sein. Dafür haben 
wir die Initiative „Made in Mittel-
hessen 2030“ ins Leben gerufen. 
Um klimafreundlich in die Zukunft 
zu gehen, wollen wir das moderns-
te Mobilitätssystem Europas auf-
bauen. Statt das Auto schlecht zu 
machen wollen wir gute und finan-
ziell attraktive Alternativen schaf-
fen, die ins Leben passen. 

Dagmar Schmidt setzt sich seit 
vielen Jahren für die Zukunft der 
Region und 
die Belange al-
ler Menschen in 
ihrem Wahlkreis 
ein. Mit ihrer 
Arbeit im Bun-
destag und im 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
hat sie u.a. mit der Grundrente und 
dem Starke-Familien-Gesetz dazu 
beigetragen, dass es in Deutsch-
land etwas gerechter zugeht. Sie ist 

Wegen der Pandemie wur-
den diese auf 20 Tage pro 
Kind, Jahr und Elternteil 
(bei Alleinerziehenden auf 
90 Tage) erhöht. Dies wer-
den wir beibehalten.

4. Wer Angehörige pflegt 
soll dabei unterstützt wer-
den, die Pflege mit Er-
werbsarbeit zu kombinie-
ren. Das bedeutet: 15 Mo-
nate Anspruch auf Unter-
stützung (Lohnersatz) bei 
einer Arbeitszeitreduzie-
rung.

Viermal mehr Zeit für die Familie
Mitautorin des neuen Sozialstaats-
konzepts und unseres Modells für 
eine Kindergrundsicherung und 
hat darüber hinaus noch viel für 
gute Arbeit und einen besseren So-
zialstaat vor. Eine vertrauenswür-
dige und weltoffene Vertretung des 
Wahlkreises in Berlin gibt es nur 
mit Dagmar Schmidt. 

Ob als Arbeitsminister, Erster 
Bürgermeister Hamburgs oder jetzt 
als Finanzminister – Olaf Scholz 
hat bereits mehr als einmal gezeigt, 
dass er in der Lage ist, eine Regie-
rung auch in schwierigen Zeiten zu 

führen. In der Finanz-
krise 2007/2008 hat er 
als Bundesarbeitsmi-
nister mit dem Kurz-
arbeitergeld hundert-
tausende Arbeitsplät-
ze gerettet. Ein Inst-

rument, das sich auch in der aktu-
ellen Corona-Krise wieder als hilf-
reich erwiesen hat, um eine Mas-
senarbeitslosigkeit zu verhindern. 
Olaf Scholz kann Kanzler.

Gute Arbeit mit guten 
Arbeitsbedingungen zu 

sichern und neue zu 
schaffen, ist die große Auf-

gabe der Zukunft.

Unser Sozialstaat muss 
allen Menschen leicht und 

einfach als Partner zur 
Seite stehen.
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Vertrag verabschiedet – Koalition aus SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen, den Freien Wählern und der FDP steht

Sozialdemokratische Handschrift im Koalitionsvertrag deutlich erkennbar

Auf ihrer Konferenz stimmten die 
Delegierten des Stadtverbandes 
dem Koalitionsvertrag mit Bündnis 
90/ Die Grünen, den Freien Wählern 
und der FDP zu. Bereits vorher hat-
ten die anderen Koalitionspartner 
das Papier in ihren Gremien verab-
schiedet. Somit regiert nun wie im 
Lahn-Dill-Kreis das gleiche Vierer-
bündnis auch in Wetzlar.

Glückwünsche kamen von Land-
rat Wolfgang Schuster, der bereits 
auf fünf Jahre Erfahrung mit einer 
solchen Regierungskoalition zu-
rückblicken kann. Viele hätten 
zunächst einem solchen Bünd-
nis skeptisch gegenübergestan-
den. Schuster hielt dem entgegen: 
„Der Kompromiss ist die Klammer, 
die eine Gesellschaft zusammen-
hält und nicht der Sargnagel der 
Demokratie!“ Der neuen Koalition 
wünschte er viel Erfolg.

Der Stadtverbandsvorsitzende 
Manfred Wagner nahm noch ein-
mal das Ergebnis der Kommunal-
wahl als Ausgangspunkt der neu-
en Entwicklung in den Blick. Die 
bisherige Regierungskoalition aus 
SPD, Bündnis 90/ Die Grünen und 
Freien Wählern hatte ihre Einstim-
menmehrheit denkbar knapp um 
ein Mandat verfehlt, so dass es 
zur Suche nach neuen Mehrheiten 
kommen musste.

Das Ergebnis für die Wetzlarer 
SPD sei sicherlich nicht erfreu-
lich gewesen. Mit 17 Abgeordne-
ten stelle man nun zwei weniger 
als bisher. Allerdings müsse man 
das Resultat auch vor dem Hin-
tergrund der damals schwieri-
gen Stimmungslage im Land se-
hen. Im Vergleich mit Städten ähn-
licher Größenordnung seien die 
knapp 29 Prozent respektabel und 
deutlich über dem durchschnitt-
lichen Ergebnis der Partei in Hes-

Mit großer Mehrheit stimmten die Delegierten dem Koalitionsvertrag zu

Stadtverbandsvorsitzender
 Manfred Wagner

sen. Nach wie vor stelle die SPD 
damit in der Wetzlarer Stadtver-
ordnetenversammlung die stärks-
te Fraktion.

In den Sondierungsgesprächen 
mit CDU, der Linken und der FDP 
habe sich am Ende mit den Libera-
len die größte Übereinstimmung 
gezeigt, so dass mit diesen Koali-
tionsgespräche aufgenommen 
werden konnten.

Die Ergebnisse der Gespräche 
seien immer wieder mit der Frak-
tion und dem Stadtverbandsvor-
stand diskutiert worden, so dass 
es eine große Transparenz im Ent-
stehungsprozess des vorliegenden 
Vertrages gegeben habe.

Dieser trage klar die Hand-
schrift der SPD und beinhalte viele 

Fo
to

s:
 H

ei
n

er
 Ju

n
g

Schwerpunkte aus dem Kommu-
nalwahlprogramm der Partei. Wag-
ner nannte unter anderem die Wei-
terführung der soliden Finanzen, 
die Stadtteilentwicklung, den Aus-
bau des ÖPNV und den Rahmen-
plan zur Entwicklung der Altstadt, 
die allesamt Eingang in den Koali-
tionsvertrag gefunden hätten. Der 
Ausbau der Digitalisierung einer-
seits und der Erhalt der Stadtteil-
büros andererseits seien beides 
Versprechen, die den unterschied-
lichen Bedürfnissen der Mitbürge-
rinnen und Mitbürger Rechnung 
trügen.

Wichtig sei aus Wagners Sicht 
insbesondere gewesen, dass wich-
tige Weichenstellungen, die vor 
der Kommunalwahl vorgenom-
men worden waren, nicht durch 
das neue Bündnis in Frage gestellt 
wurden. Exemplarisch nannte er 
den Neubau der Feuerwache I, 
den Bau des Parkhauses in der 
Goe thestraße und die Schaffung 
des ökologischen Gewerbegebie-
tes Münchholzhausen-Nord.

Auch auf der Ebene der Haupt-
amtlichen Magistratsmitglieder 
seien klare Vereinbarungen getrof-
fen worden und somit die Konti-
nuität an wichtigen Stellen gesi-

chert. Die Wiederwahl von Stadt-
kämmerer Jörg Kratkey sei zwi-
schen den Koalitionären verein-
bart. Auch in der Zukunft werde 
er sich um den Bereich der Kultur 
kümmern.

Fraktionsvor-
sitzende Sandra 
Ihne-Köneke 
dankte den De-
legierten für de-
ren Engage-
ment im Wahl-
kampf. „Politi-
schen Erfolg er-
reicht man im-

mer gemeinsam, nie allein“, stell-
te sie fest. „Wir sind wieder stärks-
te Fraktion und daran habt ihr An-
teil!“ Sie lobte die wertschätzende 
Atmosphäre mit allen Gruppierun-
gen in der Phase der Sondierung. 
Am Ende habe es jedoch mit der 
FDP die größten politischen Über-
einstimmungen gegeben. „Mit 
dem vorliegenden Vertrag haben 
wir eine gute gemeinsame Basis 
geschaffen, um für die und mit den 
Menschen zu handeln“, fasste Ih-
ne-Köneke das Ergebnis aus ihrer 
Sicht zusammen. Das sahen die 
Delegierten ebenso und votierten 
einstimmig für die Vereinbarung.

Freier Eintritt im Freibad Domblick
Andrea Volk: Damit haben wir Kindern und Jugendlichen etwas zurückgegeben 

Das war das Ziel des Antrags auf 
freien Eintritt für Kinder und 
Jugendliche in den diesjährigen 
Sommerferien. Gemeinsam gestellt 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
FW und FDP und einstimmig so 
in der Stadtverordnetenversamm-
lung kurz vor den Ferien entschie-
den, schloss sich Wetzlar damit 
dem guten Beispiel von Berlin, Mar-
burg und Jena an und viele weitere 
Städte und Gemeinden folgten die-
ser Idee ebenfalls. 

Expertinnen und Experten aus Me-
dizin, Psychologie, Jugendschutz 
und Bildung sehen durch die Pan-
demie sehr große Belastungen 
für Kinder und Jugendliche. Ge-
messen an deren bisheriger Le-
benszeit stellen anderthalb Jah-
re Einschränkungen von Kontak-
ten, Freizeitangeboten und Schule 
einen weitaus höheren Anteil dar 
als bei Erwachsenen. Die bisheri-
gen und aktuellen Einschränkun-
gen erschweren Kindern und Ju-
gendlichen die Bewältigung ihrer 
jeweiligen Entwicklungsaufgaben 

und können sich bei vielen nach-
haltig auswirken.

Kinder und Jugendliche haben 
diese Einschränkungen auferlegt 
bekommen, um uns alle und ins-
besondere die älteren und gesund-
heitlich vorbelasteten Menschen 
unter uns, für die eine Covid-Er-
krankung vermutlich schwerer 
verlaufen würde, zu schützen. 

Kinder und Jugendliche vor die-
sem Hintergrund bewusst in den 
Mittelpunkt unseres Handelns zu 
stellen und ihnen etwas zurückzu-
geben, vor allem ihnen stärkende 
Erlebnisse und Erfahrungen zu er-
möglichen, war und ist uns ein be-
sonderes Anliegen. 

Darüber hinaus verfügen wir in 
Wetzlar seit Jahren über die „Wetz-
lar-Card“, die für Menschen mit 
niedrigen Einkommen Ermäßi-
gungen des Eintritts auch für die 
Schwimmbäder vorsieht. Diese 
Möglichkeit bedeutet eine Stär-
kung auch für erwachsene Einzel-
personen und für Familien. 

Bemerkenswert ist, dass gera-
de diejenigen, die die Wetzlar Card 

mit ihren Vergünstigungen immer 
gerne wieder abschaffen wollen, 
als Reaktion auf den Antrag allen 
Wetzlarerinnen und Wetzlarern, 
also auch den Gutverdienenden 
in unserer Stadt, freien Eintritt ge-
währen wollten. Ist das eine neu 
entdeckte Großzügigkeit oder soll-
te es ein Ausflug in die Satire sein? 

Die Frage konnte bislang nicht ge-
klärt werden.

Letztlich entschied die Stadtver-
ordnetenversammlung einstim-
mig für die beabsichtigte Stärkung 
von Kindern und Jugendlichen 
und setzte damit ein wichtiges Si-
gnal vor dem Start in die Sommer-
ferien. 
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Gut Ding will Weile haben. Als stärkste Fraktion waren 
wir in der Verantwortung, Gespräche für eine mögliche 
Koalition zu beginnen und haben uns für unser Ziel, eine 
stabile, verlässliche Stadtregierung herbeizuführen, Zeit 
genommen. Wir haben mit allen demokratischen Fraktio-
nen Gespräche geführt. Alle Gespräche, auch die mit der 
CDU und den Linken, waren wertschätzend, konstruktiv 
und offen.

Letztendlich gab es mit der FDP, den FW und Bündnis 
90/die Grünen die meisten Gemeinsamkeiten, um unsere 
sozialdemokratischen Ziele und begonnenen Projekte zu 
verwirklichen.

In den nächsten fünf Jahren brauchen wir ein starkes 
Team, das an einem Strang zieht, um die großen Heraus-
forderungen in Wetzlar zu stemmen.

Die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Pandemie, das Erreichen der Klima-, Umwelt- und Ener-
gieziele, eine nachhaltige, soziale Stadtentwicklung und 
die Digitalisierung werden ein hohes Maß an Sacharbeit 
brauchen. Dazu kommt noch die besondere Herausfor-
derung in Wetzlar durch die marode B 49 und die damit 
verbundenen Konsequenzen.

Mit dem jetzt vorliegenden Koalitionsvertrag haben wir 
eine gute gemeinsame Basis geschaffen, um erfolgreich zu 
handeln. „Für die Menschen mit den Menschen“ bedeutet 
für uns: Beteiligung schaffen, die vielen unterschiedlichen 
Bedürfnisse und Lebenslagen der Menschen zu sehen und 
dementsprechend zu handeln. 

Wir werden gemeinsam mit der FDP, FW und Bündnis 
90/die Grünen an einem Strang ziehen für den Erhalt und 
die Weiterentwicklung der Attraktivität Wetzlars und für 
eine hohe Lebens- und Aufenthaltsqualität. In der kom-
menden Legislaturperiode wollen wir zeigen, dass Öko-
logie und Stärkung der Wirtschaft kein Widerspruch sein 
müssen. 

Die Entwicklung des Gewerbegebiets Münchholzhau-
sen I werden wir als Koalition vorantreiben. Die Zu-
kunftssicherung der Altstadt mit der Verwirklichung der 
„Domhöfe“, dem „ScienceCenter“, dem Parkhaus und der 
Angebotsvielfalt lässt sich mit dieser Koalition verwirkli-
chen. Der Rahmenplan „Altstadt“ hat seinen Platz in den 
Koalitionsvereinbarungen gefunden. 

Allen ist klar, es gilt weiterhin Teilhabe für Menschen 
mit Einschränkungen oder besonderen Lebenslagen zu 
schaffen sowie existenzielle Not zu vermeiden. Gleiche 
Startchancen für alle Kinder und die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sind auch den anderen Koalitions-
partnern wichtig genauso wie die Angebotsvielfalt des 
Sport-, Kultur- und Ehrenamtsbereich.

Die Ausarbeitung des Koalitionsvertrags hat gezeigt, 
dass eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
möglich ist.

Gemeinsam für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
in der Ökologie, soziales und wirtschaftliches Handeln 
Hand in Hand gehen.

  Ihre Sandra Ihne-Köneke

Sandra Ihne-Köneke
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Hubertus Heil: Respekt für gute Arbeit
Bundesminister für Arbeit und Soziales zu Besuch in Wetzlar

Gerechte Entlohnung steht im dies-
jährigen SPD-Bundestagswahl-
kampf ganz oben auf der Liste. Und 
so war es kein Zufall, dass Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil zu 
diesem Thema auf Einladung von 
Dagmar Schmidt in Wetzlar Station 
machte.

Im gut gefüllten Saal des Konfe-
renzzentrums der Lahn-Dill Kli-
niken brauchte der Minister nicht 
lange, um in Fahrt zu kommen. 
Eine gerechte Entlohnung sei nicht 
nur eine Sache des Respekts vor 
der Leistung der Menschen, son-
dern auch eine Notwendigkeit mit 
Blick auf die Zukunft. 

Insbesondere im Bereich der 
Pflege sei der Bedarf groß und 
wachse weiter an, so Heil. Jetzt sei 
es an der Zeit, die in der Krise viel 
Gelobten im Bereich der Kranken-
häuser und anderer Einrichtungen 

seien schließlich systemrelevant.
Oft würde er die Frage hören, 

warum die SPD nicht schon mehr 
von ihren Forderungen umgesetzt 
habe. Sie sei doch seit so vielen 
Jahren an der Regierung beteiligt. 
„Abgesehen davon, dass zwischen-
durch auch mal vier Jahre die FDP 
mit der CDU in der Regierungsver-
antwortung war, haben wir da mit 
der Union einen Partner, der uns 
an der einen oder anderen Stelle 
ausbremst“, merkte Heil zu diesem 
Thema an. 

Dass Heil mit seinen Ausfüh-
rungen ein Thema angesprochen 
hatte, das vielen auf den Nägeln 
brennt, zeigte sich in der anschlie-
ßenden Fragerunde, die mehr zu 
einem Bericht aus dem Arbeitsall-
tag von Arbeitnehmer:innen so-
wie Vertreter:innen der Betriebsrä-
te wurde. Insbesondere die Privati-
sierung von Kliniken führe zur Ver-
schlechterung von Arbeitsbedin-
gungen, auch der Entlohnung, so 
die Betroffenen. Die Befriedigung 
der Interessen der Investoren sei 
in solchen Fällen wichtiger als die 
Versorgung der Patientinnen und 
Patienten und ein angemessener 
Umgang mit dem Personal. Den 
Unterschied könne man im Ver-
gleich der Lahn-Dill-Kliniken, die 
glücklicherweise noch in Kommu-
naler Hand seien, mit den Uni-Kli-
niken in der Nachbarstadt Gießen 
sehen, die an einen privaten Inves-
tor verkauft wurden, so eine Besu-
cherin. 

„Wer sozial gerechte Arbeitsver-
hältnisse will, muss am Wahltag 
mit der Zweitstimme die SPD wäh-
len“, brachte Heil seine Botschaft 

Von links: Cirsten Kunz, Stephan Grüger, Wolfgang Schuster Hubertus Heil, 
Sandra Ihne-Köneke und Dagmar Schmidt

Hubertus Heil hört zu

Hatice Erdogan schildert Sorgen 
und Nöte an der Klinik

Martin Zieher in der Fragerunde
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auf den Punkt. „Und mit der Erst-
stimme Dagmar Schmidt unter-
stützen, damit sie wieder das Di-
rektmandat holt“, ergänzte er, wur-
de aber sogleich von dieser berich-
tigt. Dazu habe es bei der letzten 
Wahl noch nicht gereicht, räum-
te Schmidt ein. „Dann sei es aber 
hierfür an der Zeit“, ergänzt Heil. 
Schmidt sei nicht nur sehr en-
gagiert, sondern könne auch äu-
ßerst hartnäckig sein, wie er selbst 
schon habe erfahren können, füg-
te er mit einem Schmunzeln hin-
zu und kündigte an, wieder nach 
Wetzlar zu kommen, um den an-
gefangenen Austausch fortsetzen 
zu können.

für ihren Einsatz entsprechend zu 
bezahlen, damit das anfängliche 
Klatschen im Nachhinein nicht als 
Hohn in den Ohren der Betroffe-
nen nachklinge. 

Tarifliche Entlohnung für die Be-
schäftigten sei hierbei wichtig, da-
mit alle von guter Bezahlung pro-
fitieren könnten. Der Staat solle 
seinen Teil dazu beitragen, indem 
er öffentliche Aufträge nur an Fir-
men vergebe, die nach Tarif bezah-
len. Für ein entsprechendes Ge-
setz wolle er sich stark machen. Es 
könne schließlich nicht sein, dass 
mit öffentlichen Geldern Unter-
nehmen bezahlt werden, die ihre 
Arbeiterinnen und Arbeiter aus-
beuten. Hier gelte es alle Berufs-
gruppen einer Branche in den 
Blick zu nehmen. Auch die Men-
schen, die im Keller eines Kran-
kenhauses die Betten reinigten, 



4 POLITIK Jahrgang 12 | Ausgabe 5 | September 2021

Die Pandemie hat Kinder, Jugend-
liche und ihre Familien besonders 
getroffen. Vor allem diejenigen, die 
schon vorher nicht auf der Sonnen-
seite gelebt haben. Distanzunter-
richt, mangelnde digitale Ausstat-
tung und Erfahrung, Homeoffice, 
Existenzängste – alles das hat Spu-
ren hinterlassen. 

Mit dem zwei Milliarden Aufhol-
paket unterstützt der Bund die 
Länder dabei, pandemiebedingte 
schulische Nachteile aufzuholen. 
Uns war es aber auch wichtig, Frei-
zeitaktivitäten, gemeinsames Er-
leben mit Gleichaltrigen und mit 
den Familien finanziell zu unter-
stützen und einfacher zu machen. 

Ziel unserer Politik ist aber darü-
ber hinaus, Familien mit einer Kin-
dergrundsicherung zu stärken. Sie 
besteht aus zwei starken Säulen:
Erste Säule finanzielle Leistung: 
Bisher ist es so, dass Familien mit 
hohen Einkommen durch den 
Steuerfreibetrag mehr für ihre Kin-
der erhalten als Familien mit ge-
ringen oder mittleren Einkommen 
über das Kindergeld. Diese Logik 
wollen wir umkehren und Kinder 
eigenständig und unabhängig da-
von, ob die Eltern Grundsicherung 
beziehen, absichern. Damit alle 
Kinder sich ihre Hobbys gemein-
sam mit den Freunden leisten kön-

Zwei Milliarden Aufholpaket für Schüler:innen beschlossen
Dagmar Schmidt: „Ziel unserer Politik ist aber darüber hinaus, Familien mit einer Kindergrundsicherung zu stärken.“

nen. Unser neues Kindergeld be-
trägt mindestens 250 Euro Basis-
betrag und erhöht sich, je geringer 
das Einkommen ist, auf mindes-
tens das Doppelte. Das neue Kin-
dergeld bündelt verschiedene fa-
milienpolitische Leistungen und 
unser Ziel ist es, dass es automa-
tisch und ohne Antrag ausgezahlt 
wird. Mehr finanzielle Möglichkei-
ten und weniger finanzielle Sorgen 
entlasten Familien und erleichtern 
das Leben. Das allein reicht aber 
nicht. Ein afrikanisches Sprichwort 

sagt: „Um ein Kind groß zu ziehen 
braucht es ein ganzes Dorf. “ Die-
ses „Dorf“ bauen wir mit unserer 
zweiten Säule.
Zweite Säule soziale Infrastruk-
tur: Um Chancengleichheit für alle 
Kinder, unabhängig von Herkunft 
und Geldbeutel der Eltern, zu ge-
währleisten, wollen wir in die so-
zialen Strukturen vor Ort investie-
ren. Wir machen Kita-Angebote 
kostenfrei und sorgen für verläss-
liche und kostenfreie Ganztagsan-
gebote an Schulen. Sei es ein Stadt-

bummel in der nächsten Stadt, der 
Weg zum Training oder ein Kino-
besuch: Mobilität ist auch für Kin-
der und gerade für Jugendliche ein 
wichtiger Schlüssel am Leben teil-
zunehmen. Wir wollen nicht nur 
freie Fahrt in Bus und Bahn für alle 
bis 18 Jahren, sondern auch eine 
Mobilitätsgarantie für Kinder und 
Jugendliche im ländlichen Raum. 

Denn was nutzt ein kostenlo-
ses Busticket, wenn der Bus nicht 
fährt. Wir wollen das Mama-Taxi 
durch öffentlich organisierte Mo-

Mobilität ist gerade für Jugendliche ein wichtiger Schlüssel am Leben teilzunehmen, deshalb fordern wir freie Fahrt
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bilität ersetzen. 
Mit unseren Vorschlägen werden 

wir Kinderarmut in Deutschland 
nachhaltig bekämpfen. Ein reiches 
Land wie Deutschland muss al-
len Kindern gleiche Chancen und 
Möglichkeiten eröffnen. 

Dagmar Schmidt ist seit 2013 
Mitglied im Deutschen Bundes-
tag. Dort ist sie im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales und stellver-
tretendes Mitglied im Petitions-
ausschuss und im Auswärtigen 
Ausschuss. Sie ist zudem Vor-
sitzende der Deutsch-Chinesi-
schen Parlamentariergruppe. 
Seit 2013 ist sie Mitglied im Bun-
desvorstand der SPD, wo sie sich 
ebenfalls hauptsächlich mit dem 
Themenbereich Arbeit und So-
ziales beschäftigt. 
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Aus voller Überzeugung für Berlin und für Deutschland
Franziska Giffey: Deutschland braucht auch in Zukunft eine starke Sozialdemokratie

Die heiße Wahlkampfphase hat 
begonnen und die Stimmung im 
Land dreht sich. In den Umfragen 
liegen wir vorn, bis zum Wahltag 
werden wir alles geben, damit das 
auch das Ergebnis wird. Lange war 
eine Wahl nicht mehr so spannend. 
Das gilt für den Bund genauso wie 
für Berlin. Das Narrativ der Grünen, 
im Bund wie im Land nur im Duell 
mit der Union zu sein, gilt nicht 
mehr.

Ich kehre mit dieser Wahl aus vol-
ler Überzeugung vom Bund nach 
Berlin zurück. Denn unsere Haupt-
stadt, in der ich seit über 20 Jahren 
zuhause bin, gehört zu den attrak-
tivsten Städten Europas und der 
Welt. Dazu hat die sozialdemo-
kratische Politik, die diese Stadt 
seit vielen Jahren mit großer Er-
fahrung und Kompetenz gestal-
tet, einen entscheidenden Beitrag 
geleistet. Ich will an diesen Erfolg 
anknüpfen und Berlin als lebens-
werte Metropole mit Herz und Ver-
stand weiterentwickeln. Denn es 
macht einen Unterschied, ob die 
SPD mitregiert oder nicht.

Die Sozialdemokratie gibt das 
Versprechen, Bildungserfolg von 
sozialer Herkunft abzukoppeln, 
damit nicht wichtig ist, woher je-
mand kommt, sondern wer er oder 
sie sein will. Dafür braucht es gro-
ße Kraftanstrengungen auf allen 
Ebenen, starke staatliche Institu-
tionen, die gut funktionieren und 
verlässlich sind. Daraus erwächst 
Vertrauen in die Handlungsfähig-
keit des Staates und davon hängt 
die Stabilität unserer Demokratie 
ab. Ich bin überzeugt: Deutschland 

braucht auch in Zukunft eine star-
ke Sozialdemokratie, die für sozia-
le Gerechtigkeit, die Gleichberech-
tigung von Frauen und Männern 
und den Ausgleich der sozialen, 
ökologischen und ökonomischen 
Interessen sorgt, die sich für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer einsetzt und nah bei den 
Menschen ist. Dafür leiste ich mei-
nen Beitrag.

Genau deshalb habe ich mich 
mit 29 Jahren dazu entschieden, 
in die Politik zu gehen. Ganz be-
wusst im Berliner Bezirk Neukölln, 
den seit 1959 eine enge Partner-
schaft mit Wetzlar verbindet. Neu-
kölln wird oft als Brennpunkt be-
zeichnet, weil sich hier die sozia-
len Problemlagen und die Heraus-

Bei ihrem letzten Besuch in Wetzlar. Von links: Olaf Körting, OB Manfred Wagner, Franziska Giffey, Gudrun Kräuter,  
Dagmar Schmidt (MdB) und Karlheinz Kräuter

forderungen einer jeden Großstadt 
ballen. Ich wollte dort arbeiten, wo 
Menschen aus unterschiedlichen 
sozialen und kulturellen Hinter-
gründen zusammenkommen und 
wo staatliche Unterstützung in 
ganz besonderer Weise wichtig ist.

Herausforderungen verlangen 
Handeln. Ich weiß daher, wie ent-
scheidend ein starker Staat, eine 
starke Stadt ist. Damit Wohnen be-
zahlbar bleibt. Damit alle Kinder 
eine liebevolle Betreuung finden. 
Damit die Wirtschaft stark ist und 
Menschen Arbeit haben. Ich weiß 
aber auch, wie wichtig klare Regeln 
für unser Zusammenleben sind, 
damit unser demokratisches Ge-
meinwesen und der soziale Frie-
den Bestand haben.

Meine Erfahrungen aus Neu-
kölln und in der Kommunalpoli-
tik begleiteten mich auch als Bun-
desministerin. Das Gute-Kita-Ge-
setz, das Starke-Familien-Gesetz, 
das Kinder- und Jugendstärkungs-
gesetz, das neue Adoptionshilfe-
recht, die Elterngeldreform, die 
konzertierte Aktion Pflege oder 
das Bundesprogramm gegen Ge-
walt an Frauen sind nur einige Bei-
spiele für konkrete Veränderun-
gen, die den Familien und den 
Menschen von Jung bis Alt überall 
in Deutschland zugutekommen. 
Das alles bringe ich ein für meine 
Kandidatur als Regierende Bürger-
meisterin von Berlin.

In nur wenigen Wochen ent-
scheidet sich auch, wer als Kanz-

Franziska Giffey ist Spitzen-
kandidatin der Berliner SPD 
bei der Abgeordnetenhaus-
wahl 2021. Gemeinsam mit 
Raed Saleh ist sie zudem seit 
Ende 2020 Landesvorsitzen-
de der SPD Berlin. Von 2018-
2021 war sie Bundesministe-
rin für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend. Zuvor war Fran-
ziska Giffey Bezirksbürgermeis-
terin und Dezernentin für Bil-
dung, Schule, Kultur und Sport 
in Berlin-Neukölln, dem Wetz-
larer Partnerbezirk.

ler oder Kanzlerin unser Land in 
den nächsten vier Jahren führen 
soll. Olaf Scholz hat die Erfahrung 
und die Kompetenz, die Deutsch-
land jetzt braucht, um die großen 
Aufgaben der nächsten Jahre anzu-
gehen. Ich werde ihn nach Kräften 
unterstützen. Wir beide kämpfen 
für eine starke SPD im Land wie im 
Bund. Aus voller Überzeugung für 
Berlin und für Deutschland.
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Vertreter des Lions Clubs und der Stadt Wetzlar bei der Bankübergabe

Sven Ringsdorf und Rita Schneider-Cartocci wurden von Oberbürgermeister
Manfred Wagner (Mitte) mit dem Landesehrenbrief ausgezeichnet

Mit Rita Schneider-Cartocci und 
Sven Ringsdorf hat Oberbürger-
meister Manfred Wagner (SPD) am 
Freitag (2. Juli) zwei Persönlichkei-
ten ausgezeichnet, die sich beson-
ders für ein zusammenwachsendes 
Europa engagiert haben. 

Die beiden Geehrten ließen den 
europäischen Geist in den Mauern 
der Stadt Wetzlar lebendig werden, 
sagte Wagner bei der Verleihung im 
Garten des Palais Papius. Sie ver-
binde ihr europapolitisches Enga-
gement, „sie denken und sprechen 
europäisch“. 

Schneider-Cartocci habe sich 
seit 18 Jahren als Vorsitzende der 
Deutsch-Italienischen Gesell-
schaft Mittelhessen (DIG) in der 
Pflege der Städtepartnerschaften 
mit Italien engagiert, besonders 
der Verbindung zwischen Wetzlar 
und Siena sowie Gießen und Fer-
rara. Für Jugendliche und Kinder 
habe sie vielfältige Veranstaltun-
gen organisiert wie Lesungen, Bas-
tel- und Kochkurse, um ihnen die 
italienische Kultur näherzubrin-
gen. Daneben habe sie Studien-

reisen organisiert und die Zusam-
menarbeit mit anderen Kulturver-
einen gesucht. 

Auch Sven Ringsdorf habe sich 
in der DIG u.a. als Jugendleiter en-
gagiert. Trotz seiner jungen Jahre 
könne der 32-Jährige auf 14 prall 
gefüllte Jahre Ehrenamt zurück-
blicken, wozu auch seine Tätigkeit 
in der überparteilichen Europa-
Union gehört, in der er sowohl im 
Landesvorstand als auch als Kreis-
vorsitzender wirkt.

„Doch Ringsdorf spricht nicht 

Rita Schneider-Cartocci 
und Sven Ringsdorf ausgezeichnet
Zwei Ehrenbriefträger, die „europäisch“ sprechen
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Unterstützung der Sportvereine
Werbekampagne für einen Neustart nach der coronabedingten Zwangspause

Ein neuer Rastplatz 
am Bismarckturm
Lions Club spendet Tisch und Bänke

Die Kampagne „UNSER SPORT 
VEREIN(T) UNS“ ist ein riesengro-
ßes Dankeschön an unsere Sport-
vereine. Wir stehen immer an Eurer 
Seite – vor, während und nach der 
Pandemie. 

Die Kampagne, die von der Stadt 
Wetzlar, dem Sportkreis Lahn-Dill 
und dem Lahn-Dill-Kreis mit tat-
kräftiger Unterstützung des Forum 
Wetzlar ins Leben gerufen wur-
de, hilft den Vereinen, sich sym-
pathisch, offen, sozial kompetent 
und vor allem als funktionierende 
Sportgemeinschaft in der Öffent-
lichkeit zu präsentieren. 

Nachdem die Corona-Krise für 
Mitgliederschwund in der Vereins-
welt sorgte und weite Bereiche des 
sportlichen Treibens lähmte, rufen 
die Initiatoren der Kampagne zur 
aktiven Rückkehr in die Sportverei-
ne auf und unterstützen die Clubs 
bei dem Neustart nach der corona-
bedingten Zwangspause. Eine Mit-
gliedschaft in einem Verein geht 

OB Manfred Wagner bei einem 
Besuch des neu eröffneten Lokals 
am Fischmarkt. „Francesco Dati 
hat das über 23 Jahre von Thomas 
Weigold geführte Lokal am Fisch-
markt übernommen und kehrt als 
früherer Wirt des ‚Bellini‘ an den 
Domplatz zurück. Ich finde, diese 
unternehmerische Entscheidung 
zeigt Mut und Zuversicht und stellt 
gerade in diesen bewegten Zeiten 
ein tolles Signal dar, gerade auch 
für unsere Altstadt. 

Viel Erfolg und herzlichen Dank, 
Francesco Dati, dass Sie mit vie-
len anderen engagierten Händlern 
und Gastronomen für die Leben-
digkeit unserer Altstadt sorgen!“

Der Lions Club Wetzlar hat am Bis-
marckturm in Wetzlar einen Rast-
platz mit Tisch und Bänken im Wert 
von 1.800 Euro gespendet. Die Sitz-
gruppe wurde kürzlich von Vertre-
tern der Lions und der Stadt Wetz-
lar eingeweiht.

Die Spende ist Teil einer Gemein-
schaftsaktion der Lions Clubs im 
gesamten Lahntal zur Verbesse-
rung der Infrastruktur am Lahn-
wanderweg, wie Lions-Club-Prä-
sident Ulrich Theis und Past-Prä-
sident Wolfram Dette erläuterten. 
Dieser deutschlandweit sehr be-
liebte Wanderweg erhalte dadurch 
rund 20 neue Sitzgelegenheiten 
zwischen Marburg und Dietz und 
werde deutlich aufgewertet. Die 
Tisch-Bank-Kombination am Bis-
marckturm sei zudem in der Wetz-
larer Werkstatt der Lebenshilfe ge-
fertigt worden.

Wolfram Dette bedankte sich 
bei der Stadt Wetzlar – hier insbe-

weit über das gemeinsame Interes-
se an Aktivität und Bewegung hin-
aus. Die Vereine stehen für gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, re-
gionale Identifikation und gegen-
seitige Unterstützung. 

Die Werbekampagne rückt die 
Werte und gesellschaftlichen Stär-
ken, die unsere Sportvereine ver-
körpern, in den Fokus. „Fürein-
ander da sein, miteinander erle-
ben: Starten wir wieder gemein-
sam durch! In Deinem Sportverein 
bringst Du Dich in Schwung. Unter 
Freunden und mit Freude. Sei Teil 

unserer aktiven Vereinsfamilie“, 
lautet der Aufruf von Stadt, Sport-
kreis und Landkreis. 

Neben einer aktiven Werbekam-
pagne erhalten die Vereine die 
Möglichkeit, professionell aufbe-
reitete Werbemittel digital zu ver-
wenden und für den jeweiligen 
eigenen Internetauftritt zu nutzen. 
Darüber hinaus initiieren die Stadt 
Wetzlar und der Sportkreis einen 
Wettbewerb, der die Vereine mit 
dem prozentual größten Mitglie-
derzuwachs in den kommenden 
Monaten ehrt.

MACH MIT IN DEN WETZLARER VEREINEN

UNSER SPORT
VEREIN(T) UNS

Stadt des Sports

sondere bei der Tourist-Informa-
tion und dem Stadtbetriebsamt – 
für die Unterstützung dieser Ak-
tion, die nicht nur die touristische 
Attraktivität des Wanderweges auf-
werte, sondern auch für die Wetz-
larer Bevölkerung einen neuen An-
laufpunkt zum Verweilen biete.

Der Standort für die neue Rast-
möglichkeit wurde ausgewählt, da 
am Bismarckturm vier verschie-
dene regionale und überregionale, 
teils auch zertifizierte Wanderwe-
ge verlaufen: der Lahnwanderweg, 
der 3-Türme-Weg, der Goetheweg 
und der Rautenweg. 

„Mit diesem Beitrag wird Wan-
dertourismus weiter gestärkt, wo-
für ich dem Lions Club Wetzlar 
ausdrücklich danken möchten“, so 
Oberbürgermeister Manfred Wag-
ner. Wagner sah in der Aktion der 
heimischen Lions Clubs zugleich 
auch ein sehr schönes Vorhaben, 
um die mittelhessische Identität 
zu stärken.

nur europäisch, sondern auch 
platt“, ergänzte Wagner. Mit sei-
nem heimatgeschichtlichen Enga-
gement, etwa im Verein zur Erhal-
tung der mittelhessischen Mund-
art und des Vereins „Biela Mar-
ca Heimat Oberbiel“ sei er ein be-
geisterter Botschafter unserer Re-
gion, besonders von Braunfels, 
wo er als Stadtführer tätig ist. „Wir 
ehren zwei Vorbilder für bürger-
schaftliches Engagement mit Ge-
staltungskraft und Visionen“, so 
Wagner.
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Feuerwehr Dutenhofen erhält ein neues Domizil

Stadt tätigt Grundstücksankäufe – ein entscheidender Schritt ist getan

Dagmar Schmidt zu Gast in Steindorf
Themen waren gerechte Löhne, bezahlbares Wohnen und die Entwicklung 
der Infrastruktur in unserer Region

Neben der Kindertagesstätte „Bärenland“ soll die neue Feuerwache

Die Stadt Wetzlar hat jetzt einen 
weiteren Schritt für den Neubau des 
Feuerwehrgerätehauses in Dutenho-
fen vollzogen. 

Wie Oberbürgermeister Manfred 
Wagner ausführte, wurden Grund-
stücksankäufe getätigt, so dass in 
der Nachbarschaft zur Kinderta-
gesstätte „Bärenland“ eine neue 
Wache errichtet werden kann. Hier 
stehen für das neue Domizil der 
Brandschützer rund 4.300 m² zur 
Verfügung.

Das Feuerwehrgerätehaus in 
der Straße „Zum Seifengraben“ ist 
in die Jahre gekommen. Schließ-
lich wurden im Laufe der Zeit die 
Fahrzeuge, die in der Halle unter-
zubringen sind, größer und wei-
tere Ausstattungsgegenstände ka-
men hinzu, um den Brandschutz 
in Dutenhofen zu gewährleisten. 
Damit wurden die erforderlichen 
Sicherheitsabstände in dem Funk-
tionsgebäude zunehmend einge-
schränkt. 

Auch sind die Umkleidemöglich-
keiten und die Sanitäranlagen für 
die sehr gut aufgestellte und wach-
sende Wehr im Stadtteil Dutenho-
fen zu klein. Der Schulungsraum 

Zum Treffen mit Mitgliedern des 
Steindorfer Ortsvereins ging‘s für 
Dagmar Schmidt ins Grüne. Denn 
neben der sozialen Frage ist die  
ökologische eine der wichtigsten, 
wenn es um unsere Zukunft geht. 
Beide stehen zu Recht im Mittel-
punkt des diesjährigen Bundestags-
wahlkampfes.

Auch zu den Aktivitäten der Stein-
dorfer Mitglieder passte der Ort 
des Treffens perfekt. Nach der ge-
lungenen Baumpflanzaktion des 
Ortsvereins im letzten Jahr befin-
det sich die nächste schon in Vor-
bereitung, wie Ortsvereinsvor-
sitzender Olaf Körting berichten 
konnte. Am 20. November hoffen 
die Steindorfer auf eine erneut gro-

befindet sich überdies im ersten 
Obergeschoss und müsste einen 
zweiten Fluchtweg erhalten. All 
das ist, das bekräftigt auch Duten-
hofens stellvertretende Ortsvorste-
herin Dr. Sigrid Schmitt (SPD), an 
dem aktuellen Standort nicht mög-
lich.

„Daher begrüßen wir es sehr, 
dass die Stadt jetzt mit dem 
Grunderwerb einen weiteren ent-
scheidenden Schritt getan hat, um 
einen funktionalen Neubau für 
unsere Freiwillige Feuerwehr zu 
errichten“, so die stellvertretende 
Ortsvorsteherin.

Wie der Oberbürgermeister, der 

zugleich auch Brandschutzdezer-
nent ist, ergänzte, werde die Wehr-
führung der Dutenhofener Brand-
schützer eng in den Planungs-
prozess eingebunden. Schließlich 
sei die Expertise der Kameradin-
nen und Kameraden, die das neue 
Gerätehaus nutzen werden, sehr 
wichtig.

Was den Altstandort anbelange, 
so strebe man einen Verkauf des 
Anwesens an, um es zum einen 
einer dem Umfeld angepassten 
Nutzung zuzuführen und zum 
anderen auch einen Refinanzie-
rungsbeitrag für den Neubau zu 
erwirtschaften.

„Lasst uns Brücken statt 
Mauern bauen.“
Mit diesem Zitat erinnert Part nerschaftsdezernent 
Karl-Heinz Kräuter an den Mauerbau vor 60 Jahren

Winfried Jung – 50 Jahre 
Mitgliedschaft in der SPD
Bis heute starkes Engagement für Naunheim

Auf Einladung des Partnerschafts-
dezernenten Karlheinz Kräuter 
gedachten am 13.08.2021 Kom-
munalpolitiker* und Vertreter* des 
Dalheims-Treffs der Opfer des Mau-
erbaus vor 60 Jahren.

Am 13.08.1961 begann das DDR-
Regime mit dem Bau der Mauer. 
Kräuter beschrieb eindrucksvoll, 
was die deutsch-deutsche Teilung 
für Familien und Freunde bedeu-
tete. 

Das Leid der Menschen durch 
die Trennung zu ihren Familien 
und Freunden, sowie zerstör-
te Existenzen. Er erinnerte an die 
Gegner des DDR-Regimes, die ein-
gesperrt wurden, deren Lebenswe-
ge und Karrieren zerstört wurden, 
sowie an die vielen Menschen, die 

Im Rahmen seiner Jahreshauptver-
sammlung konnte der Naunheimer 
SPD-Ortsverein Winfried Jung für 
50 Jahre Mitgliedschaft in der SPD 
ehren. 
Bereits im Jahr nach seinem Ein-
tritt in die SPD wurde Winfried 
Jung 1972 in die Gemeindevertre-
tung der damals noch selbständi-
gen Gemeinde Naunheim gewählt, 
hat danach viele Jahre als Ortsbei-
ratsmitglied und auch als Stadtver-
ordneter die Interessen der Men-
schen in Naunheim und Wetz-

beim Versuch die Mauer zu über-
winden erschossen wurden. 

Weit über 100.000 Bürger:in-
nen der DDR versuchten zwischen 
1961-1988 über die innerdeut-
sche Grenze oder über die Ber-
liner Mauer zu fliehen. Seit vie-
len Jahren pflegt Karl-Heinz Kräu-
ter als Partnerschaftsdezernent 
der Stadt den Austausch, die gu-
ten Beziehungen zu den Partner-
städten Ilmenau in Thüringen, Pi-
sek in Tschechien und dem Stadt-
teil Neukölln in Berlin.

„Lasst uns Brücken statt Mauern 
bauen,“ zitierte Kräuter Isaac New-
ton bei der Kranzniederlegung an 
einem Berliner-Mauerstück in der 
Neukölln-Anlage in Dalheim. Mit 
einer Schweigeminute für die To-
ten endete die Gedenkstunde.

Von links: Karlheinz Kräuter, Sandra Ihne-Köneke und Anne Peter-Lauff

Winfried Jung und Dagmar Schmidt (MdB)

ße Beteiligung, wenn es unter An-
leitung von Revierförster Thomas 
George wieder zur Aufforstung in 
den heimischen Wald geht.

Beim Austausch mit der Bun-
destagsabgeordneten, die sich um 
das Direktmandat im Lahn-Dill-
Kreis bewirbt, ging es aber auch 
um gerechte Löhne, bezahlbares 
Wohnen und die Entwicklung der 
Infrastruktur in unserer Region. 
„Dank Wolfgang Schuster stehen 
wir an dieser Stelle gut da“, stellte 
Schmidt klar. 

Einig war sie sich mit den An-
wesenden, dass die teilweise Pri-
vatisierung der Infrastruktur in 
Deutschland ein großer Fehler 
war. „Dies habe ich von Anfang an 
kritisiert“, stellte die Abgeordnete, 

die auch Mitglied im Vorstand der 
Bundestagsfraktion ist, fest.

Dass die SPD mit ihren Themen-
schwerpunkten in diesem Wahl-
kampf offensichtlich dem Wunsch 
vieler Menschen entspricht, zeigt 
die Resonanz aus der Bevölke-
rung. Darüber hinaus genießt der 
Kandidat Olaf Scholz bei den Wäh-
lerinnen und Wählern großes Ver-
trauen. Hierin waren sich alle  
einig. 

Mit „Wir sehen uns im Wahl-
kampf“, verabschiedete sich Dag-
mar Schmidt kämpferisch, um 
sich zum nächsten Treffen auf 
den Weg zu machen, wohl wis-
send, dass gute Umfragewerte 
noch keinen Erfolg am Wahltag 
garantieren. 

lar vertreten. Nach einigen Jahren 
Pause ist Winfried Jung seit 2011 
wieder im Ortsbeirat aktiv und be-
kleidet seither auch das Amt des 
stellvertretenden Ortsvorstehers.

MdB und SPD-Präsidiumsmit-
glied Dagmar Schmidt übernahm 
gerne gemeinsam mit Ortsvereins-
vorsitzender Andrea Volk die Eh-
rung für 50 Jahre sehr aktive Mit-
gliedschaft und dankte Winfried 
Jung im Namen der Partei für seine 
Zeit und sein Engagement im poli-
tischen Ehrenamt.
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Selten war der Ausgang einer 
Bundestagswahl so offen wie 
diesmal. Wer die Nachfolge der 
gefühlten Ewig-Kanzlerin Ange-
la Merkel antreten wird, bleibt 
bis zuletzt die spannende Frage. 
Und selbst am Wahlabend wird 
das wohl noch nicht klar sein. 
Viel spricht dafür, dass es rech-
nerisch mehrere Optionen für 
eine Koalitionsbildung geben 
wird. Mit gutem Grund weisen 
die Meinungsforscher darauf 
hin, dass alle Prognosen eine er-
hebliche Fehlerquote beinhal-
ten können. Es muss also bis zu-
letzt mobilisiert werden.



Spannend wird es sicher auch 
im heimischen Bundestags-
wahlkreis. Mit der 48jähri-
gen Sozialdemokratin Dagmar 
Schmidt kandidiert eine eben-
so erfahrene wie versierte Ab-
geordnete. Als Mitglied des Vor-
stands der SPD-Bundestags-
fraktion und des SPD-Bundes-
vorstandes gehört sie zu den 
führenden hessischen Sozialde-
mokraten. Und so hatte es auch 
gute Gründe, dass sie auf der 
Landesliste ihrer Partei hinter 
Europaminister Michael Roth 
auf Platz zwei gesetzt wurde.



Apropos Landesliste: konse-
quent hat die SPD auf jeden 
zweiten Platz eine Frau gesetzt. 

BÖKELS KOLUMNE

Lohn. Da passte es, dass sie auch 
kein eigenes Bankkonto eröffnen 
konnte – das wurde ihr erst ab 1962 
zugestanden.



Als Fortschritt wurde schon an-
gesehen, dass ab 1958 im Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) fest-
gehalten wurde, dass fortan „die 
Frau den Haushalt in eigener Ver-
antwortung“ führen konnte. Und 
sie durfte nun „erwerbstätig sein“ 
– aber nur soweit „dies mit den 
Pflichten in Ehe und Familie ver-
einbar“ war. Das zu beurteilen, war 
immer noch Sache des Mannes. 
Und erst ab 1977 brauchten die 
Ehefrauen nicht mehr die Einwilli-
gung ihres Ehemannes, um arbei-
ten zu dürfen.



Lange, viel zu lange, wurde auch 
über die Frage diskutiert, ob Ver-
gewaltigung in der Ehe unter Strafe 
gestellt werden sollte. Als die grü-
ne Abgeordnete Petra Kelly 1983 
im Bundestag in die Runde frag-
te, ob sie dafür sei, dass „Verge-
waltigung in der Ehe in das Straf-
gesetzbuch kommt,“ antwortete 
der FDP-Abgeordnete Detlef Klein-
ert mit „nein“ und brach in Lachen 
aus. Männliche Kollegen johlten 
und klopften Beifall. So hat es bis 
1997 gedauert, bis die Vergewal-
tigung in der Ehe als Straftatbe-
stand im Gesetz verankert wur-
de. Mit Gegenstimmen aus Reihen 
von CDU, CSU und FDP – darunter 
CDU-Mann Friedrich Merz, der 
das Wirtschaftsministerium an-
strebt und eigentlich Kanzlerkan-
didat werden wollte. 



Aber nicht nur in der Politik, auch 
im gesellschaftlichen Alltag blieb 
vieles Männerdomäne. Dazu ein 
Beispiel aus dem Sport: wenn 
Frauen Fußball spielen wollten, 
konnten sie das nur im nicht-orga-
nisierten Rahmen. Um alle Versu-

Gerhard Bökel war seit 1978 
Landtagsabgeordneter für 

Wetzlar, Landrat des Lahn-Dill-
Kreises und später Innen- und 

Landwirtschaftsminister. 
Er lebt in Frankfurt und in der 

Nähe von Avignon.

che in den Vereinen schon im Keim 
zu ersticken, verbot der Deut-
sche Fußballbund (DFB) katego-
risch den Frauenfußball 1955 mit 
der Begründung, dass im Kampf 
um den Ball die „weibliche Anmut 
verschwindet.“ Außerdem verletze 
das „Zurschaustellen des Körpers 
Schicklichkeit und Anstand.“ Erst 
in den siebziger Jahren lockerte der 
DFB das Verbot mit Auflagen. Der 
Ball war kleiner, Stollenschuhe ver-
boten und eine Halbzeit durfte bei 
den Frauen nur 35 Minuten dau-
ern. Als 1989 die DFB-Frauen dann 
sogar Europameisterinnen wur-
den, gab es für jede Spielerin eine 
Prämie: ein Kaffeeservice und ein 
Bügelbrett. 



Am 12. Mai 1971 wurden die „Heu-
te“-Nachrichten von einer Frau ge-
sprochen. Und das ohne Voran-
kündigung. Deutschland war ge-
schockt. So wurde Wibke Bruhns 
erste Nachrichtensprecherin im 
bundesdeutschen Fernsehen. Eine 
männliche Domäne war gefallen. 
Eine zweite sollte zwei Jahre spä-
ter folgen. Als Carmen Thomas als 
erste Frau das ZDF-Sportstudio 
moderierte, verschwand sie aber 
schnell wieder vom Bildschirm. Sie 
hatte sich den für die Männerwelt 
unverzeihlichen Lapsus geleistet 
und von „Schalke 05“ gesprochen. 

Inzwischen eine Selbstverständ-
lichkeit, aber das war bei wei-
tem nicht immer so. Gern erin-
nert Dagmar Schmidt daran, dass 
es vor allem Sozialdemokraten wa-
ren, die sich schon vor über 100 
Jahren für die Rechte der Frauen 
eingesetzt haben. Sie waren es, die 
das Frauenwahlrecht durchgesetzt 
hatten. Und nicht ohne Stolz steht 
in den Annalen der Partei, dass es 
ihre Genossin Marie Juchacz war, 
die 1919 als erste Frau am Redner-
pult der Weimarer Nationalver-
sammlung stand. Noch heute ist 
sie weithin bekannt, vor allem weil 
unter ihrer Leitung die Arbeiter-
wohlfahrt (AWO) gegründet wurde.

Vom Wahlrecht für Frauen bis zu 
ihrer rechtlichen Gleichberech-
tigung war allerdings ein weiter 
Weg. Dem unermüdlichen Drän-
gen der Kasseler Sozialdemokratin 
Elisabeth Selbert – eine der „Müt-
ter“ des Grundgesetzes – ist es zu 
verdanken, dass der Satz „Männer 
und Frauen sind gleichberechtigt“ 
1949 in das Grundgesetz aufge-
nommen wurde. Doch es hat lange 
gedauert, bis dieser uns heute so 
selbstverständlich erscheinende 
Grundsatz Schritt für Schritt um-
gesetzt wurde. Noch bis 1958 hatte 
der Ehemann das alleinige Bestim-
mungsrecht über Frau und Kinder 
inne. Bis dahin konnte er auch den 
Arbeitsvertrag seiner Frau ohne 
deren Einwilligung fristlos kündi-
gen. Hatte er seiner Frau erlaubt, 
zu arbeiten, verwaltete er ihren 

Zurück zur Politik. Während ich 
das schreibe, geht mir durch den 
Kopf: wie das eigentlich damals 
im Jahr 1978 war, als ich erst-
mals für den Wahlkreis Wetz-
lar in den Landtag gewählt wur-
de. Ein Blick in das Landtags-
handbuch gibt Auskunft: gan-
ze vier von fünfzig sozialdemo-
kratischen Abgeordneten waren 
Frauen. Unter zehn Prozent! Et-
was beschämt gebe ich zu: viel 
Gedanken habe ich mir damals 
darüber nicht gemacht. Auch 
auf Bundesebene dauerte es bis 
1987, bis der Frauenanteil mit 
15,4 Prozent zweistellig wurde 
– erstmals seit Einführung des 
Frauenwahlrechts 1918 !



Im aktuellen Bundestag liegt 
der Frauenanteil bei 30,7 Pro-
zent, dabei sieht es bei der SPD 
mit 41,8 Prozent besser aus. Das 
möge so (mindestens) bleiben. 
So freue ich mich, dass Dagmar 
Schmidt, die Wetzlarer Abgeord-
nete, wieder in den Bundestag 
einziehen wird – weil sie in Ber-
lin äußert qualifiziert unterwegs 
ist und eine vorbildliche Wahl-
kreisarbeit macht. Dass sie dazu 
noch zu den starken Frauen ge-
hört, rundet das Bild ab.

Bundestagswahl, Frauenrechte und ein Plädoyer für unsere Bundestagsabgeordnete Dagmar Schmidt
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Stadt bereitet Wiedererrichtung von Sirenen vor
Oberbürgermeister Manfred Wagner sieht Handlungsbedarf, um die rechtzeitige Alarmierung der Bevölkerung sicherzustellen

Nach dem Ende des „Kalten Krie-
ges“ in den 1990er Jahren wur-
den Sirenenanlagen in vielen Orten 
abgebaut – auch in Wetzlar. Jetzt 
lässt Oberbürgermeister Manfred 
Wagner (SPD) eine Wiedererrich-
tung der Sirenen prüfen.

Angesichts der jüngsten Starkre-
gen- und Hochwasserkatastrophe 
mit vielen Todesopfern und mit 
unzureichenden Warnsystemen 
sei dies geboten. Schließlich seien 
viele Warnungen nicht bei den Be-
troffenen angekommen, weil die 
Stromversorgung unterbrochen 
war und auch Mobilfunknetze zu-
sammengebrochen seien. 

Zudem habe sich gerade auch 
bei den schrecklichen Ereignissen 
in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen gezeigt, dass auch nicht 
alle Menschen Benachrichtigungs-

systeme wie Apps nutzen. Hier sei 
eine Warnung durch Sirenen klar 
im Vorteil. 

Deshalb hat Oberbürgermeister 
Manfred Wagner eine erste, gro-
be Standortplanung und Kosten-
schätzung für das Wetzlarer Stadt-
gebiet und die Stadtteile veran-
lasst.

Auf dieser Grundlage werden in 
den Nachtragshaushalt 2021 Haus-
haltsmittel für die weiteren Pla-
nungen in einer Größenordnung 
von 40.000 Euro eingestellt. Zudem 
wird eine sogenannte Verpflich-
tungsermächtigung in Höhe von 
360.000 Euro eingestellt werden.

Nach der vorliegenden Grob-
planung müsse man davon aus-
gehen, dass zur Alarmierung der 
Bevölkerung im gesamten Stadt-
gebiet 26 Standorte benötigt wer-
den. Die Kalkulation fuße auf der 

Annahme, dass Anlagen auf be-
stehenden öffentlichen Gebäuden 
errichtet werden könnten, es zu-
dem aber auch erforderlich sein 
werde, an bestimmten Standor-
ten neue Masten für die Anlagen 
zu errichten und dort eine Batte-
rietechnik vorzusehen, die auch 
beim Ausfall des Stromnetzes die 
Funktionsfähigkeit der Warnanla-
gen gewährleiste.

Wie Wagner weiter ausführte, sei 
nach wissenschaftlichen Voraus-
berechnungen durch die Klima-
veränderungen mit einer Zunah-
me von Starkregenereignisse, die 
zu Überflutungen führen können, 
zu rechnen. Daher bestehe auch 
Handlungsbedarf, um die recht-
zeitige Alarmierung der Bevölke-
rung sicherzustellen. 

„Der Abbau der Sirenen zum Be-
ginn der 1990er Jahren nach Aus-

laufen der Mitfinanzierung durch 
den Bund mag gut begründet ge-
wesen sein, doch das aktuelle La-

gebild erfordert eine Neubewer-
tung“, erklärte der Oberbürger-
meister.
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Dagmar Schmidt auf Tour im Lahn-Dill-Kreis
Im Dialog mit Auszubildenden, Arbeitnehmern und Gewerkschaftern, Vertretern von Hochschule und Bundesagentur für Arbeit

Im Rahmen ihrer Woche der Ausbildung besuchte die SPD-Bundestagsabgeord-
nete Dagmar Schmidt Institutionen, Firmen und Einrichtungen, um sich über 
die aktuelle Ausbildungssituation vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie zu 
informieren.

Outokumpu
„Es ist sehr gut, wenn Auszubildende schon früh stark und praxisorientiert in das Unterneh-
men eingebunden werden. Das stärkt die Attraktivität der Ausbildung und erleichtert den 
Übergang von der Ausbildung in den Beruf für beide Seiten.“

Bildungszentrum Pflege
„Gerade jetzt in der Pandemie zeigt es sich: Pflegekräfte müssen häufig bis an ihre Belas-
tungsgrenze oder sogar darüber hinaus arbeiten. Deshalb ist es gut und richtig, dass wir die 
verpflichtende Zahlung eines Tariflohns beschlossen haben. Vielen Dank an alle, die auch in 
schwierigen Zeiten flexibel reagiert und eine gute Ausbildung ermöglicht haben.“

Kräuter Metallbau
„Das Handwerk ist krisensicher. Trotz oder gerade aufgrund der Pandemie sind die Auftrags-
bücher voll. Unser Ziel ist es, die Ausbildungsberufe attraktiver zu machen. Kostenfreie Bil-
dung von der Kita bis zum Meister oder Master steht auf unserer Agenda, jetzt brauchen wir 
die Mehrheiten dafür.“

ZEISS
„Wer heute eine Ausbildung absolviert, dem stehen alle Türen offen. Und es lohnt sich auch 
für die Unternehmen gut auszubilden. Umso wichtiger, dass ZEISS klug in die Zukunft inves-
tiert und den Standort durch eine neue Ausbildungswerkstatt sichert.“
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THM Wetzlar
„Die THM ist mit StudiumPlus in Wetzlar schon jetzt einer der wichtigsten Akteure für die be-
rufliche Ausbildung in unserer Region. Gemeinsam mit den Unternehmen können alle ge-
meinsam dafür sorgen, dass die Wirtschaft innovativ die Herausforderungen der Transfor-
mationsprozesse bewältigen kann und gute und sichere Arbeitsplätze in der Region bleiben.“

Bundesagentur für Arbeit
„Es bedarf der Anstrengung aller Akteure, insbesondere die der Arbeitgeber, die berufli-
che Ausbildung zu stärken. Mit der Mindestauszubildendenvergütung wurde ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung getan. Mit weiteren Ausbildungsprogrammen des Bundes 
und dem Aufholpaket soll die berufliche Ausbildung weiter gestärkt und attraktiver gemacht 
werden. Ich freue mich sehr darüber, dass die Bundesagentur für Arbeit oft in den Schulen 
unterwegs ist, um für gute Ausbildungsplätze zu werben.“

Continental
„Viele Auslandspraktika mussten aufgrund der Pandemie abgesagt werden. Ich hoffe sehr 
für alle Auszubildenden, dass sich die Situation bessert und sie dann auch wieder spannen-
de Erfahrungen in der ganzen Welt machen können. Wichtig ist, dass die Ausbildung am 
Standort für die nächsten Jahre gesichert werden konnte.“

Bfw Garbenheim
„Unser Bildungssystem muss Chancen für alle bereitstellen. Ob jung oder alt, mit oder ohne 
Beeinträchtigung, alle müssen die Möglichkeit haben sich individuell weiterzuentwickeln 
und hinzuzulernen. Deshalb sind solche Projekte besonders unterstützenswert. Ich danke 
vor allem der Leiterin Frau Lipp für ihren unermüdlichen Einsatz!“
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Zeitarbeit

Arbeitssicherheit

Arbeitsvermittlung

Lempstraße 23
35630 Ehringshausen

Tel.: 06443 83391 - 0
Fax: 06443 83391 - 29

panzer@khp-plt.de
www.khp-plt.de

Heiner Jung, Anzeigenredaktion

Liebe Leserin, lieber Leser,
die nächste Ausgabe der 
Wetzlarer Nachrichten erscheint 

Freitag, 10. Dezember 2021

Anzeigen nehmen wir gerne auf
bis Montag, 29. November 2021.
Anfragen richten Sie bitte an:

post@heiner-medienservice.de
Telefon 0 64 41-7 25 00

Autowaschzentrum Wetzlar
Alte Straße zwischen Expert und McDonalds
Die TOP-Adresse für 
Ihre Autowäsche
Bei Vorlage dieser Anzeige erhalten 
Sie auf jeden Tarif 1,50 Euro Rabatt!

Mitarbeiter gesucht!
Telefon: 01702130826

Seit 2011 trägt die Wetzlarer SPD 
kommunalpolitische Verantwor-
tung in und für Wetzlar. Ihre Hand-
schrift ist auch ganz deutlich in 
dem neuen Koalitionsvertrag für 
die Jahre 2021 bis 2026 zu erken-
nen, den die Sozialdemokraten mit 
Bündnis 90/Die Grünen, Freien 
Wählern und Freien Demokraten 
abgeschlossen haben.

Die Kommunalwahl im März führ-
te zu einer veränderten Zusam-
mensetzung des Stadtparlaments. 
Inzwischen sind in der Wetzlarer 
Vertretungskörperschaft neun 
unterschiedliche politische Grup-
pierungen vertreten; davon sie-
ben mit Fraktions- und zwei mit 
Gruppenstatus. Die bisherige Ko-
alition verlor ihre knappe Einstim-
menmehrheit. In der Folge wa-
ren vielfältige Sondierungsgesprä-
che mit den demokratischen Kräf-
ten im Stadtparlament erforder-
lich, die in Koalitionsverhandlun-
gen der SPD und ihren bisherigen 
Partnern – Bündnis 90/Die Grü-
nen und Freien Wählern – sowie 
der FDP mündeten. 

Inzwischen ist der Koalitions-
vertrag unterschrieben und da-
mit ist inhaltlich ein gutes Funda-
ment für die neue Koalition, die im 

Wetzlarer Stadtparlament über 33 
von 59 Mandaten verfügt, gelegt. 
Dies gibt Verlässlichkeit und auch 
Berechenbarkeit für die bevorste-
henden Jahre.

„Neue Herausforderungen erfor-
dern neue Wege“, diesen Leitsatz 
haben wir gemeinsam mit unseren 
Partnern unserer Vereinbarung vo-
rangestellt, betonte Manfred Wag-
ner, Stadtverbandsvorsitzender 
der SPD.

Zu nennen ist die Herausforde-
rung, die sich auch mittelfristig in-
folge der Corona-Pandemie in den 
ganz unterschiedlichen Politikfel-
dern, gerade aber auch für die Fi-
nanzausstattung der Stadt, zeigen 
wird. Da ist die Bewältigung der 
Veränderungen, die aus dem Kli-
mawandel folgen, das Ziel der Kli-
maneutralität im Jahr 2035, da ist 
die Frage der Verkehrswende zu 
nennen, die in Wetzlar ob der Her-
ausforderungen die mit dem Stich-
wort „B 49“ verbunden sind, da ist 
die Erarbeitung eines Rahmenpla-
nes für die Altstadt, aber auch das 
Thema Digitalisierung und Smart 
City. 

Letzteres lässt sich im Übrigen 
gut mit den bereits existenten viel-
fältigen Instrumenten der Bürger-
beteiligung in Wetzlar verbinden.

„Aber es sind auch die langen Li-
nien, von denen ich immer sprach 
und die für die Entwicklung einer 
Kommune von elementarer Be-
deutung sind“, merkte Wagner an 
anhand von einigen Beispielen. 

Da ist auch nach den Möglich-
keiten des „Gute-Kita-Gesetzes“ 
die weitere Stärkung der frühkind-
lichen Bildung oder der bedarfs-
gerechte Ausbau der Kindertages-
stätten, in den die Stadt unter der 
Federführung von Oberbürger-
meister Manfred Wagner in der vo-
rangegangenen Wahlperiode viele 
Akzente gesetzt hat. Das Angebot 
der Frühen Hilfen wird in der kom-
menden Wahlperiode Schritt für 
Schritt auf die gesamte Stadt aus-
gedehnt.

Wetzlar wird sich im Rahmen der 
sozialen Stadtentwicklung um ein 
weiteres Quartier bemühen, das 
in die Förderung des Bundes und 
des Landes aufgenommen werden 
kann. Damit soll die baulich-infra-
strukturelle, aber auch sozialorien-
tierte Entwicklung eines Stadtbe-
zirkes mit den Bewohnerinnen 
und Bewohnern vorangetrieben 
werden. So wie bisher mit großem 
Erfolg in Niedergirmes, im Bereich 
Westend/Silhöfer Aue und in dem 
Wohnbereich Dalheim/Altenber-
ger Straße.

„Auch werden die sozialdemo-
kratischen Linienführungen fort-
gesetzt, um zusätzliche bezahlbare 
Wohnungen zu schaffen“, beton-
te der Stadtverbandsvorsitzende. 
Wenn neue Wohnbaugebiete auf-
gelegt werden, wird es dort auch 
Flächen für den Mietwohnungs-
bau geben. Und in neuen Objek-
ten mit mehr als 20 Wohneinhei-
ten sollen 30 Prozent für Menschen 
mit niedrigerem Einkommen ge-
schaffen werden. 

Manfred Wagner: „Unsere Hand-
schrift ist auch in den Kapiteln 
Sport und Kultur, Ehrenamt aber 

Neue Herausforderungen erfordern neue Wege
Koalitionsvertrag trägt die Handschrift der Wetzlarer SPD 

Sie nehmen auch in den kommenden Jahren als hauptamtliche Dezernenten 
die Verantwortung in der Stadtverwaltung wahr. Von links: Jörg Kratkey SPD, 
Manfred Wagner SPD, Dr. Andreas Viertelhausen FW, Norbert Körtlüke Bündnis 
90/Die Grünen

auch Finanzen ganz deutlich er-
kennbar.“ „Mit den in einem par-
tizipativen Prozess in der Erarbei-
tung befindlichen „Kulturleitli-
nien“ wollen wir den Kulturbegriff 
noch weiter als bisher fassen, den 
Rahmen eröffnen, dass die Viel-
falt der kulturellen Angebote in der 
Stadt wachsen und zugleich eine 
Absicherung der etablierten Kul-
turträger erfolgen kann“, ergänz-
te Jörg Kratkey, der als Hauptamt-
licher Stadtrat Verantwortung für 
das Kulturdezernat und die Finan-
zen der Stadt trägt.

In dem Kontext betonte Jörg 
Kratkey auch, dass der Koalitions-
vertrag die von ihm in den zurück-
liegenden Jahren durchgeführ-
te Haushaltspolitik bestärke, gel-
te es doch dauerhaft ausgegliche-
ne Haushalte vorzulegen und auch 
die Rechnungsjahre nicht unaus-
geglichen abzuschließen. „Wenn 
uns dies weiter gelingt“, so Krat-
key, „dann können wir auch unse-
re Vorhaben, wie zum Beispiel 
den Bau neuer Feuerwachen, des 
Lahnsteges in Naunheim oder die 
deutliche Mittelaufstockung für 

den Radwegeausbau, den wir pro 
Jahr mit 15 bis 18 Euro je Einwoh-
ner:in vorsehen, darstellen und 
auch die freiwilligen Leistungen 
zur Stärkung des Ehrenamtes an-
heben.“ 

„Und neben den exemplarisch 
angesprochenen Punkten gibt es 
eine Reihe von Handlungsfeldern, 
die wir ebenfalls gemeinsam mit 
unseren Partnern 2021 bis 2026 in 
Angriff nehmen werden,“ merk-
te Fraktionsvorsitzende Sandra Ih-
ne-Köneke an, die im Übrigen von 
sehr konstruktiven Verhandlungen 
zu berichten wusste.

Neue Herausforderungen er-
fordern neue Wege. Die Wetzlarer 
SPD wird diese Wege gemeinsam 
im Viererbündnis mit Bündnis 90/
Die Grünen, Freien Wählern und 
den Freien Demokraten gehen.

Wer sich mit den Inhalten des 
Koalitionsvertrages befassen will, 
findet das Dokument u.a. auf der 
Webseite des Stadtverbandes der 
Wetzlarer SPD.

 www.spd-wetzlar.de 

BÄDER

In besonderem Ambiente

GRILLKURSE

PURER GRILL-GENUSS

BIG GREEN EGG

www.pfeiffer-küchen.de

Pfeiffer GmbH & Co. KG
Emmeliusstrasse 21

35614 Asslar
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Von links: Dr. Matthias Büger FDP, Frank Kontz FDP, Norbert Körtlüke Bündnis 
90/Die Grünen, Thorben Sämann Bündnis 90/Die Grünen, Dunja Boch FW, 
Manfred Wagner SPD, Sandra Ihne-Köneke SPD, Dr. Andreas Viertelhausen FW.
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Klimaschutz wird vor Ort gemacht
Wettbewerb der hessischen Klima-Kommunen – Stadt Wetzlar erhält Sonderpreis 

Die Stadt Wetzlar wurde im Rahmen 
des mit insgesamt 60.000 Euro 
dotierten Wettbewerbs „So machen 
wir’s“ auf der Konferenz „Klima 
Kommunal“ in der Sonderkategorie 
„klimagerechte Kommunalplanung“ 
von Staatssekretär Oliver Conz aus-
gezeichnet. 

Die Stadt Wetzlar wurde für ihr 
„Bodenschutzkonzept“ mit 10.000 
Euro prämiert. Die Auszeichnung 
nahmen Oberbürgermeister Man-
fred Wagner und Dr. Thilo Klein 
vom Amt für Umwelt und Natur-
schutz der Stadt Wetzlar entgegen. 
Dabei machte der Oberbürger-
meister deutlich, dass das von der 
Stadtverordnetenversammlung 
beschlossene Konzept eine gute 
Grundlage darstelle, um nicht nur 
nachsorgenden Bodenschutz zu 
betreiben sondern auch vorsor-
gend zu agieren. Damit sei gerade 
für das Oberzentrum Wetzlar mit 
seinen vielfältigen Funktionen für 
das Umland eine wesentliche Pla-
nungsgrundlage geschaffen wor-
den. „Es freut mich daher beson-
ders, dass unser Engagement nun 
in solch einem Rahmen gewürdigt 
wird. Es zeigt, dass wir auf dem 
richtigen Weg sind, den wir auch 
weiter gehen werden.“

„Böden sind eine begrenzte Res-
source und unter anderem von 
entscheidender Bedeutung für Kli-
maschutz und Klimaanpassung “ 
betonte Umweltdezernent Norbert 
Kortlüke. „Insofern stellt das Kon-
zept eine hervorragende Grundla-
ge dar, zukünftig die natürlichen 
Leistungen der Böden bei unse-

ren städtischen Planungen und 
bei neuen Herausforderungen wie 
dem Klimawandel viel besser be-
rücksichtigen zu können.“ Denn 
Böden übernehmen eine wichti-
ge Funktion - auch im Klimaschutz 
und der Klimaanpassung. Sie spei-
chern Niederschläge und Kohlen-
stoff, sie sind die zentrale Produk-
tionsgrundlage für Nahrungsmit-
tel und nachwachsende Rohstoffe, 
sie tragen zu sauberem Grundwas-
ser bei und sind Lebensraum und 
Lebensgrundlage für Menschen, 
Tiere und Pflanzen. Sie sind somit 
ein entscheidender Baustein für 
Biodiversität. 

Gerade in besiedelten Gebie-
ten haben Böden eine hohe Be-
deutung für die Lebensqualität 
der Menschen, denn unversiegel-
te Böden wirken mit ihrem Pflan-
zenbewuchs kühlend auf ihre Um-
gebung. Sie können so Hitzepe-
rioden deutlich abmildern. Intak-
te Böden halten bei Starkregen 
das anfallende Wasser in der Flä-
che und tragen so zum Schutz vor 
Überflutungen bei. 

Das Wetzlarer Bodenschutz-
konzept bewirkt nach Einschät-
zung von Dr. Thilo Klein, der in 
der Stadtverwaltung das Projekt 
verantwortlich betreut hat, dass 
die vielen Leistungen, die der Bo-
den erfüllt, besser genutzt und ge-
zielt erhalten werden können. Pla-
nungen werden erleichtert und 
der sorgsame Umgang mit Bo-
den auf Baustellen wird gestärkt. 
Unter anderem diese Punkte des 
Konzeptes honorierte die unab-
hängige Jury des Wettbewerbs mit 

dem Preis, der wiederum in Klima-
schutz- oder Anpassungsprojekte 
fließen soll. 

Das Bodenschutzkonzept ent-
stand als Pilotprojekt der für den 
vorsorgenden Bodenschutz zu-
ständigen Fachabteilung des 
HMUKLV und der Stadt Wetzlar.

Was sind die Klima-Kommunen?
Die Mitglieder im Bündnis der 
Klima-Kommunen verpflichten 
sich, Maßnahmen zur Reduktion 
von Treibhausgasemissionen auf 
kommunaler Ebene umzusetzen 
und damit einen Beitrag zur Er-
reichung der landesweiten Klima-

schutzziele zu leisten. 
Neben der erhöhten Förderquote 
profitieren Klima-Kommunen von 
der Vernetzung, Austausch und 
Beratung innerhalb des Bündnis-
ses. Die Mitgliedskommunen er-
halten vielfältige Unterstützungs-
angebote durch die hessische Lan-
desenergieagentur (LEA). 
Oberbürgermeister Wagner unter-
zeichnete für Wetzlar bereits 2017 
die Charta der Klima-Kommunen 
in Hessen.

„Tatort Boden“ – 
Wetzlarer Bodenerlebnispfad
In Wetzlar gibt es den Bodener-

OB Manfred Wagner (links) und Dr. Thilo Klein (rechts), nehmen das symbolische Ortsschild als 
Gewinnerkommune von Staatssekretär Oliver Conz vom HMKLUV entgegen.

lebnispfad, wo sich interessierte 
Bürger:innen hautnah über Auf-
bau, Eigenschaften und Funktio-
nen von Böden informieren kön-
nen. Dr. Thilo Klein bietet dort bei-
spielsweise im Rahmen der Veran-
staltungsreihe „Treffpunkt Natur“ 
des Umweltamtes eine Führung 
an. 

Weitere Infos: www.klima-kom-
munen-hessen.de/startseite
Bodenerlebnispfad Wetzlar:  
www.wetzlar.de/leben-in-wetz-
lar/umweltnaturschutz/Boden_
und_Altlasten/bodenerlebnis-
pfad.php

B 49 – Hessen Mobil  
plädiert für die „Tunnelvariante“
Hans-Jürgen Irmer, wann fangen Sie an, das Votum der Wetzlarer 
Stadtverordneten und damit auch der Wetzlarer CDU zu unterstützen?

Zentrum für Artenvielfalt 
in Hessen – Wetzlar soll 
Standort werden !
Frage an den Landtagsabgeordneten Steinraths  
(CDU) und Priska Hinz (Bündnis 90/Die Grünen) –  
was haben Sie erreicht?

Endlich konnte Hessen Mobil seine 
Auftragsarbeit des Bundes abschlie-
ßen und basierend auf den ein-
schlägigen Planungsvorgaben und 
Bewertungsmethoden des Bundes 
einen Vorschlag unterbreiten: Hes-
sen Mobil plädiert für die westliche 
Umfahrung Wetzlars im Wege eines 
bergmännisch geführten Tunnels. 

Dies ist auch die Präferenz der de-
mokratischen Fraktionen im Wetz-
larer Stadtparlament – und damit 
auch der CDU!

Jetzt ist es klar: der Ball liegt im 
Spielfeld des Bundes. Als Straßen-
baulastträger muss das Bundes-
ministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur nun aber schleu-
nigst in die Puschen kommen und 
die Richtung und das weitere Vor-
gehen vorgeben. Denn zum einen 
ist der Planungsprozess ange-
sichts der immer wieder attestier-
ten und auf das Jahr 2028 begrenz-
ten Lebensdauer des Brückenzu-
ges durch Wetzlar viel zu spät ge-
startet. Fragt man sich, wer die Ver-
antwortung dafür trägt, dann liegt 
die Antwort auf der Hand: In ers-
ter Linie das seit Jahrzehnten von 
CDU und CSU dominierte Ver-
kehrsministerium mit aktuell An-

Schwarz-Grün in Wiesbaden plant 
die Zusammenführung verschie-
dener Naturschutzdienststellen zu 
einem „Zentrum für Artenvielfalt“. 
Das tangiert auch das anerkannte 
Naturschutzzentrum und die Natur-
schutzakademie in Wetzlar. 

Die Stadtverordnetenversamm-
lung der Kreisstadt und der Kreis-
tag des Lahn-Dill-Kreises hatten 
sich bereits im Herbst des vergan-
genen Jahres parteiübergreifend 
für Wetzlar als Standort für die von 
Schwarz und Grün geplante neue 
Naturschutz-Fachbehörde ausge-
sprochen. 

Das weit über Wetzlar hinaus 
wirkende Naturschutzzentrum mit 
der hier etablierten Naturschutz-
akademie bilden schließlich ein 
überaus gut tragfähiges Funda-
ment für die neue Fachbehörde. 

Die Entscheidung für Wetzlar als 
Standort für eine neue und größe-
re Landesbehörde käme im Übri-
gen auch einer Stärkung des Ober-
zentrums Wetzlar gleich. Schließ-
lich hat das Land auch eine Ver-
antwortung, die mittelhessischen 

dreas Scheuer (CSU) an der Spitze. 
Doch zum anderen hilft es jetzt 

wenig, darüber zu jammern. Es gilt 
alle Kräfte beginnend bei den hei-
mischen Bundestagsabgeordneten 
über die Schwarz-Grüne Landesre-
gierung in Wiesbaden bis hin zum 
Bund zu bündeln, um nicht noch 
weiter Zeit zu verschenken. Denn 
mit der misslichen Situation, dass 
mit der B 49 eine Ost-West-Verbin-
dung von interkontinentaler Be-
deutung lange Zeit eingeschränkt 
und nur als Provisorium zu Verfü-
gung stehen wird, muss die Stadt 
Wetzlar und die gesamte Region 
leben. 

Und diese Zeit gilt es aus dem 
Blickwinkel der Einwohnerschaft 
der gesamten Stadt, des Handels, 
der Unternehmen, dem Sport-, 
Kultur- und Tourismusstandort 
Wetzlar möglichst unbeschadet 
zu überstehen. Und es gilt für die 
dauerhaft zu schaffende Lösung 
das Modell zu wählen, das den 
größten gemeinsamen Nenner für 
Wetzlar darstellt.

Die heimische Bundestagsab-
geordnete Dagmar Schmidt (SPD) 
weiß die Stadt Wetzlar an ihrer Sei-
te. Sie nutzt ihre Möglichkeiten, 
um die Position der Kreisstadt zu 

bestärken und in Berlin zu vertre-
ten.

Ganz anders Hans-Jürgen Irmer 
(CDU) der bei der letzten Bundes-
tagswahl das Direktmandat errin-
gen konnte. Gerade von einem Ab-
geordneten, der damals den Wahl-
kreis für sich entscheiden konn-
te, darf man erwarten, dass für ihn 
auch das Votum des Stadtparla-
ments der größten Stadt in seinem 
Wahlkreis Orientierung und Auf-
trag ist. 

Der Christdemokrat kocht ein-
mal mehr seine eigene Suppe und 
stärkt nicht die Position der Kreis-
stadt. Das Gegenteil ist ganz offen-
sichtlich der Fall; damit steht er 
auch abseits seiner Wetzlarer Par-
teifreunde um Michael Hundert-
markt oder den Landtagsabgeord-
neten Frank Steinraths.

Bleibt also die Frage: Wann fängt 
Hans-Jürgen Irmer an, die fachli-
che Expertise von Hessen Mobil, 
die auf den Vorgaben des Bundes 
und damit des „schwarzen“ Ver-
kehrsministers fußt, zu unterstüt-
zen. Wann setzt sich Hans-Jürgen 
Irmer in Berlin für das Votum der 
Wetzlarer Stadtverordneten und 
damit auch der Wetzlarer CDU ein?

Oberzentren annähernd gleich zu 
behandeln und da gibt es leider für 
Wetzlar Nachholbedarf. So hat die 
CDU geführte Landesregierung in 
den letzten Jahren nicht nur das 
Staatliche Schulamt nach Weil-
burg verlagert, die Arbeitsgerichts-
barkeit in Gießen zentralisiert und 
das für den Lahn-Dill-Kreis zustän-
dige Katasteramt, das heute unter 
Bezeichnung „Amt für Bodenma-
nagement“ firmiert, in Marburg 
zentralisiert. 

Doch auch nach gut einem Jahr 
herrscht aus Wiesbaden nach wie 
vor Funkstille. Priska Hinz (Bünd-
nis 90/Die Grünen), die zuständige 
Landeministerin aus dem benach-
barten Herborn, hüllt sich bis dato 
in Schweigen.

Und auch vom Landtagsabgeord-
neten Frank Steinraths (CDU), der 
im Kreistag und in der Stadtverord-
netenversammlung die Beschlüsse 
für die Ansiedlung der Behörde in 
seinem Wahlkreis mitgetragen hat, 
ist nichts zu vernehmen.

Also, Butter bei die Fische: Was 
wurde für den Standort Wetzlar er-
reicht?
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Fraktionsausflug ins 
Kirschenwäldchen
Verabschiedung verdienter ehemaliger Mitglieder

Professionelle Zusammenarbeit 
bündeln für das „Soziale Miteinander“
Prävention und Stärkung der Demokratie ist der beste Opferschutz

Auf Einladung der Fraktionsvorsit-
zenden Sandra Ihne-Köneke trafen 
sich Mitglieder der neuen und der 
alten Stadtverordnetenfraktion bei 
Kaffee und Kuchen im Kirschen-
wäldchen. 

Im Mittelpunkt stand der gemein-
same Austausch über die aktuel-
le politische Lage, aber auch auf so 
manche Anekdote wurde noch mal 
gerne gemeinsam geblickt.

Besonderen Raum nahm die Ver-
abschiedung verdienter ehemali-
ger Mitglieder durch Ihne-Köneke 
ein. Mit Ute Claas, Günter Schmidt 
und Hans Litzinger verließen mit 
dem Start dieser Legislaturperio-
de drei Persönlichkeiten die lokal-
politische Bühne, die Jahrzehnte 
für die Wetzlarer SPD Verantwor-
tung übernommen hatten. Claas 
und Schmidt waren insgesamt 20 
Jahre beziehungsweise 24 Jahre 

Am 7. August 2021 wurde in einer 
Feierstunde, unter Anwesenheit 
aller Mitwirkenden Akteure das 
Haus der Prävention in Wetzlar, 
Ludwig-Erk-Platz 5, eröffnet. Am 
Nachmittag gab es für die interes-
sierte Bevölkerung einen Tag der 
„Offenen Tür“, der von vielen Bürge-
rinnen und Bürgern genutzt wurde, 
um sich zu informieren.

Am Nachmittag diskutierten, 
von der Dext-Stelle moderiert, 
Frau Dagmar Schmidt, MdB, Herr 
Hans-Jürgen Irmer, MdB, Dr. An-
dreas Viertelhausen, Bürgermeis-
ter Stadt Wetzlar, Stephan Aurand 
Kreis-Sozialdezernent und Vorsit-
zender des Präventionsrates des 
Lahn-Dill-Kreises über Präven-
tionsthemen unter Einbezug einer 
aufmerksamen Zuhörerschaft, 
zu denen auch Landrat Wolfgang 
Schuster gehörte

Das Besondere am „Haus der 
Prävention“ ist nicht nur der In-
halt, sondern die außergewöhnli-
che Zusammenarbeit von der Stadt 
Wetzlar, dem Lahn-Dill-Kreis, dem 
Verein zur Förderung der Präven-
tion im Lahn-Dill-Kreis e.V., so-
wie der Polizei Mittelhessen, dem 
Staatlichen Schulamt und dem 
Hessischen Ministerium des Inne-
ren und für Sport.

In dem Haus neben dem Schutz-
mann vor Ort, bildet vor allem die 

zunächst als Stadtverordnete und 
später als ehrenamtliche Stadträte 
tätig. Litzinger war 42 Jahre Stadt-
verordneter, davon 33 Jahre als 
Vorsitzender des Sozialausschus-
ses tätig.

„Die Stadt und die Sozialdemo-
kratie ehrenamtlich über einen 
solch langen Zeitraum zu vertre-
ten, ist eine verantwortungsvol-
le und fordernde Aufgabe“, stell-
te Ihne-Köneke fest. Sie erinner-
te an die zahlreichen Veranstaltun-
gen und Initiativen, mit denen sich 
die drei in die Gesellschaft einge-
bracht und sozialdemokratische 
Werte vertreten hatten. 

„Hierfür habt ihr unseren gro-
ßen Respekt“, betonte die alte 
und neue Fraktionsvorsitzende, 
die gleichzeitig die Hoffnung aus-
sprach, den einen oder die andere 
auch weiterhin in ehrenamtlicher 
Funktion zu treffen.

.

Bestmöglicher Schutz für den Kreis in Katastrophenfällen
SPD Kreistagsfraktion für Überprüfung der Gefahrenschwerpunkte im Lahn-Dill-Kreis und erforderlicher Maßnahmen

Die Bilder aus den Nachbarbundesländern sind erschütternd und fordern uns auch hier zum Handeln auf

Von links: Hans Litzinger, Sandra Ihne-Köneke, Günter Schmidt und Ute Claas

Die schrecklichen Flutkatastro-
phen in unseren Nachbarbundes-
ländern Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen und auch in ande-
ren europäischen Ländern haben 
uns alle schwer erschüttert. Unser 
Dank gilt allen Einsatzkräften und 
Helferinnen und Helfern – ob haupt- 
oder ehrenamtlich – die mit ihrem 
selbstlosen und unermüdlichen Ein-
satz dafür sorgen, die Schäden auf-
zuarbeiten. Leider ist zu befürch-
ten, dass die Wiederaufbauarbeiten 
in den Gebieten noch Monate oder 
sogar Jahre dauern werden. 

Die Auswirkungen des Klimawan-
dels zeigen sich aber auch bei uns 
in der Region: viele Wälder sind 
in einem katastrophalen Zustand 
und auch bei uns könnten durch 
Starkregenereignisse gefährliche 
Situationen entstehen. Deshalb 
hat die SPD-Kreistagsfraktion ge-
meinsam mit den Koalitionsfrak-
tionen einen Antrag im Kreistag 
gestellt, der Aufschluss darüber ge-
ben soll, welche Gefahrenschwer-
punkte es im Lahn-Dill-Kreis gibt 
und welche Maßnahmen frühzei-
tig ergriffen werden müssen. 

Hierzu erklären Jan Moritz Bö-
cher, stellvertretender Fraktions-
vorsitzender, und Stefan Scholl, ka-
tastrophenschutzpolitischer Spre-
cher: „Die Bilder unserer Freun-
dinnen und Freunde in den Nach-
barbundesländern sind erschüt-
ternd. Wir müssen alles daran set-
zen, dass unser Kreis bestmöglich 
geschützt wird. Deshalb wollen wir 

aus den Berichten der Einsatzkräf-
te in den Flutgebieten lernen und 
frühzeitig Maßnahmen ergreifen, 
die dem Schutz aller Einwohnerin-
nen und Einwohner unseres Krei-
ses dienen. So können wir die be-
reits bestehenden Maßnahmen 
sinnvoll ergänzen und an die aktu-
ellen Erkenntnisse anpassen. “

Anzeige

Anzeige

Jan Moritz Böcher ist seit 2016 
Kreistagsabgeordneter des 
Lahn-Dill-Kreises und ist dort 
als stellvertretender Fraktions-
vorsitzender und bildungspoli-
tischer Sprecher der SPD-Kreis-
tagsfraktion tätig.

Stefan Scholl ist katastrophen-
schutzpolitischer Sprecher der 
SPD-Kreistagsfraktion.

sogenannte DEXT-Stelle (Demo-
kratieförderung und phänomen-
übergreifende Extremismusprä-
vention) des Lahn-Dill-Kreises und 
der Stadt Wetzlar, einen wesentli-
chen Schwerpunkt für die thema-
tische Ausgestaltung. Die Stärkung 
freiheitlich-demokratischer Werte, 
Pluralismus und Rechtsstaatlich-
keit sind die Ziele, die mit Veran-
staltungen und Fortbildungen so-
wie Workshops vertieft werden sol-
len. Zudem wird Beratung angebo-
ten.

Das „Haus der Prävention“ bün-
delt ein breites Beratungsangebot 
der einzelnen Kooperationspart-
ner. So bietet die Polizei unter an-
derem Beratungen im kriminal-
polizeilichen Bereich, Schulun-
gen zu Themen wie sicheres Woh-
nen, sichere digitale Identität und 
Cybergrooming sowie Termine zur 
Fahrradcodierung. Der Lahn-Dill-
Kreis und die Stadt Wetzlar wer-
den mit ihren sogenannten DEXT-
Fachstellen im „Haus der Präven-
tion“ vertreten sein. DEXT steht für 
Demokratieförderung und phä-
nomenübergreifende Extremis-
musprävention. Die Beratung dort 
kann genutzt werden, wenn man 
beispielsweise selbst von extremis-
tischer Gewalt, Rassismus u. ä. be-
troffen ist oder Formen von Extre-
mismus beobachtet hat (z. B. Ha-
kenkreuzschmierereien an Bahn-

höfen, Schulen oder anderen Plät-
zen im öffentlichen Raum). Die 
DEXT-Fachstelle führt außerdem 
eine Sozialraumanalyse durch, 
um Brennpunkte benennen und 
gegen diese arbeiten zu können. 
Dazu vernetzt sich die Fachstel-
le lokal mit relevanten Akteuren, 
wie den Städten und Gemeinden 
des Landkreises sowie den Präven-
tionsbeauftragten der Polizeipräsi-
dien und den Netzwerk-Lotsen an 
den Schulen.

Das Haus der Prävention steht 
Einzelpersonen offen, genauso wie 
Vereinen, Verbänden oder Grup-
pen. Interessierte können sich er-
kundigen nach Präventionsange-
boten, bzw. Ideen gegen Rassis-
mus, Antisemitismus und Aus-
grenzung von Minderheiten. Lehr-
kräfte und Mitarbeitende im Be-
reich „Sozialarbeit an Schulen“ 
könnten zum Beispiel Projekt-
ideen zur Stärkung unserer frei-
heitlich-demokratischen Werte 
durch die Projektstelle „Demokra-
tie leben“ verwirklichen. Räum-
lichkeiten im „Haus der Präven-
tion“ könnten in Zukunft genutzt 
werden für Gewaltpräventionskur-
se (PiT) mit Jugendlichen.

Gut genutzt kann das „Haus der 
Prävention“ ein Erfolgsmodell 
werden für ein gutes Miteinander 
in unserer Stadt.
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Energiewende in Hessen stockt
SPD will von der Landesregierung Auskunft über Stand der Energiewende in Hessen

Solidarität, Respekt und Zusammenhalt  
entscheiden den Weg zur Kanzlerschaft
Olaf Scholz mit den besseren Argumenten auf dem Weg ins Kanzleramt

Die Energiewende kommt im von 
CDU und Grünen regierten Hessen 
nicht richtig voran. Besonders der 
Ausbau der Windkraft stockt. 

Während der Ausbau der Wind-
kraft bundesweit die Talsohle 
durchschritten hat und an Fahrt 
gewinnt, ist in Hessen keine Bele-
bung in Sicht. Im Gegenteil: Bun-
desweit nahmen die Genehmi-
gungen 2020 um 80 Prozent zu, 
in Hessen dagegen war ein weite-
rer Rückgang um zwölf Prozent zu 
verzeichnen. 

Laut einer Auswertung der Fach-
agentur Wind an Land hat sich an 
dieser für Hessen negativen Ent-
wicklung auch im ersten Quartal 
2021 nichts verändert. Die Ener-
giewende ist in Hinblick auf die 
Windkraft in Hessen faktisch zum 
Stillstand gekommen. 2020 wur-
den hessenweit Windkraftanlagen 
mit gesamt nur 81 Megawatt in-
stallierter elektrischer Leistung ge-
nehmigt. Zwischen 2014 und 2016 
war der Wert im Schnitt viermal so 
hoch. 

Offensichtlich scheitern viele 

Windkraftprojekte, die in Hessen 
in Vorrangflächen geplant werden. 
Von den verbleibenden Projekten 
wiederum wird meist nur ein Teil 
der ursprünglich geplanten Anla-
gen genehmigt. Oft reduzieren die 
Vorhabenträger in Absprache mit 
den Genehmigungsbehörden die 
Zahl der beantragten Anlagen im 
Laufe des Genehmigungsverfah-
rens, um zumindest für die verblie-
benen eine Genehmigung zu errei-

Der Wahlkampfauftakt unserer SPD 
in Bochum am 14. August war 
bereits beeindruckend. Es ist eine 
von vielen Veranstaltungen gewe-
sen, die ihn nahbar machten. Er 
wirkt entspannt, wenn er die Bühne 
betritt, denn er ist bereits seit Jah-
ren ein ausgewiesener Profi. Olaf 
Scholz hat Erfahrung und das ist 
deutlich spürbar. 

Die gute Stimmung in Bezug auf 
die Partei kommt aber nicht von 
ungefähr. Die Umfragewerte wer-
den besser, denn die Menschen 
haben das Gefühl, die SPD verkör-
pert eine Partei, die die Probleme 
am Schopfe packt. Laut der neu-
esten Forsa-Umfrage ist die SPD 
zum ersten Mal seit 15 Jahren wie-
der die stärkste politische Kraft. 
Dieses politische Erdbeben hat in 
der letzten Woche für Aufsehen ge-
sorgt.

Die Kandidatur von Olaf Scholz 
war eine Kandidatur, an die vor 

chen. Auch in anderen Bereichen 
geht die Energiewende in Hessen 
nicht im zur Erfüllung der von der 
Landesregierung definierten Ziele 
notwendigen Tempo voran.

 Wie ist der Stand der Energie-
wende in Hessen, will die SPD-
Fraktion im Hessischen Landtag 
deshalb nun von der Landesre-
gierung wissen. Sie hat dafür eine 
„Große Anfrage“ mit 103 Fragen 
zu allen Aspekten des Ausbaus Er-

einem Jahr noch nicht alle Genos-
sinnen und Genossen vollends 
glaubten. Ferner lag die SPD zu 
diesem Moment bei 14 bis 15 Pro-
zentpunkten. Beim Rückblick auf 
die damalige Kanzlerkandidatur 
von Martin Schulz vor vier Jahren 
war die Euphorie kaum zu stop-
pen, aber die Partei startete damals 
ohne hinreichende programma-
tische Grundverständigung und 
politischen Plan. 

Rasch wurde ersichtlich, dass 
man schnell den Antrieb verlieren 
kann. Andersherum scheint es also 
wesentlich sinnvoller zu sein. Zu-
erst eine inhaltliche Klärung ha-
ben und dann mit ein bisschen we-
niger Euphorie in den Wahlkampf 
starten. 

Ein hanseatisches Gemüt ist viel-
leicht nicht für übertriebene Emo-
tionen gemacht. Als Scholz kürzlich 
gefragt wurde, weshalb er oftmals 
nüchtern und emotionslos wirkt 
entgegnete er nur, dass er sich als 
Kanzler und nicht als Zirkusdirektor 
bewerbe. Heute spottet schon lange 
niemand mehr über seine Kandida-
tur und Laschet als auch Baerbock 

neuerbarer Energien eingereicht. 
Die Landesregierung muss nun 
in einer Frist von zwölf Wochen 
alle Fragen vollständig beantwor-
ten. Die SPD will genau wissen, 
wo es in Hessen bei der Energie-
wende klemmt, um der offensicht-
lich überforderten Landesregie-
rung Vorschläge zur Abhilfe zu ma-
chen. Dafür bedarf es mehr als die 
bunten Werbebroschüren für die 
Arbeit des grünen Wirtschaftsmi-
nisters, der für die Energiewende 
in Hessen zuständig ist.

 Auf dem Hessischen Energie-
gipfel hatten im Jahre 2011 alle da-
mals im Landtag vertretenen Frak-
tionen das Ziel der Deckung des 
Endenergieverbrauchs in Hessen 
(Strom und Wärme) zu 100 Prozent 
aus erneuerbaren Energien bis 
2050 vereinbart. Die aktuellen Na-
turkatastrophen zeigen uns, dass 
wir auch aus Gründen des Schut-
zes der Menschen vor katastro-
phalen Klimaveränderungen (Kli-
maschutz) den Ausbau der Erneu-
erbaren Energien beschleunigen 
müssen, auch die hessische Lan-
desregierung hat behauptet, dass 

bekommen zitternde Knie, wenn 
sie an Olaf Scholz denken. 

Scholz fokussiert die wichtigs-
ten Themen. Er holt die Bürgerin-
nen und Bürger dieses Landes da 
ab, wo politisches Geschick benö-
tigt wird. Die Themensetzung ist in 
diesem Wahlkampf wichtiger denn 
je gewesen. Auf die Frage nach 
Steuersenkungen für Reiche erteilt 
er eine klare Absage. Für ihn ist die 
Thematik eindeutig, denn das ist 
zum einen nicht finanzierbar, aber 
vor allem auch unsolidarisch und 
unmoralisch. 

Des Weiteren will Scholz das Kin-
dergeld neu organisieren, damit 
Armut von Kindern in diesem Land 
verschwindet. Auch stabile Renten 
sind ein bedeutendes Thema im 
Wahlkampf, gerade mit Blick auf 
die junge Generation. Außerdem 
will er dafür sorgen, dass pro Jahr 

sie dies nun machen will. Die uns 
bereits vorliegenden Zahlen wei-
sen jedoch auf Stagnation und teil-
weise sogar Rückschritte hin.

Der Landtagsabgeordnete
Stephan Grüger aus dem 
Lahn-Dill-Kreis ist Mitglied des 
Hauptausschusses, des Wirt-
schaftausschusses und des 
Europaausschusses des Hessi-
schen Landtages.
Er ist Energie-, Industrie- und 
Außenhandelspolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion. 

Wir brauchen mehr Windkraft in Hessen, um die Energiewende zu schaffen

In der Bevölkerung genießt Olaf Scholz von allen Kandidaten das höchste Ansehen.

Udo Bullmann ist Europabe-
auftragter der SPD und Mit-
glied des Europäischen Par-
laments, dort Koordinator im 
Entwicklungsausschuss. Der 
Finanzmarkt- und Wirtschafts-
experte gehört seit 1999 dem 
Europäischen Parlament an.mindestens 400.000 neue Wohnun-

gen in Deutschland gebaut werden.
Scholz legt den Fokus darauf, 

dass die Gesellschaft nicht weiter 
auseinanderklafft. Es ist ihm ein 
persönliches Anliegen, dass sich 
niemand als etwas Besseres fühlen 
soll und darf. 

Seinem Empfinden nach spie-
gelt sich gesellschaftliche An-
erkennung auch insbesondere bei 
der Bezahlung wider. Aus diesem 
Grund verspricht er, schon im ers-
ten Jahr seiner Kanzlerschaft den 
Mindestlohn auf 12 Euro aufzu-
stocken. Diese gravierende Verän-
derung würde für zehn Millionen 
Menschen in Deutschland eine 
Gehaltserhöhung bedeuten.

Das Thema Arbeit ist für ihn au-
genscheinlich von besonderer Be-
deutung. Olaf Scholz will alle An-
strengungen dransetzen, dass wir 

in 30 Jahren noch gute Arbeitsplät-
ze haben. Es ist mehr als notwen-
dig, die richtigen wirtschaftspoli-
tischen Weichen zu stellen. Wirt-
schaftsminister Peter Altmaier hat 
schließlich lange Zeit so getan, als 
gebe es keinen erhöhten Strombe-
darf in den kommenden Jahren. 
Diese Fehleinschätzung ist lächer-
lich und gefährlich. Festzuhalten 
bleibt, dass eine weitere von CDU/
CSU geführte Regierung Wohl-
stand als auch Arbeitsplätze kostet.

Olaf Scholz erfand einst den 
„Wumms“, für die Coronahilfen. 
Dieser erfasst nun offenbar unsere 
SPD. Er will mit „Wumms“ der kri-
senfeste Kanzler sein. Er traut sich 
diese Mammutaufgabe selbstbe-
wusst zu und wir sie ihm auch.

Überdachungen, Schlosser- & Stahlbauarbeiten, Edelstahlverarbeitung, Torantriebe, Treppen, Tore, Fenster- & Türgitter, Balkongeländer, Treppengeländer, Einzäunungen
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Jusos bleiben Motor der Partei
Jusos gehen mit 31 Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern in den Kommunen in die neue Legislaturperiode

Die Nöte der Karin S.
Ein persönlicher Appell von Michelle Dickopf, Jusos: „Helft den sozial schwächeren Familien!“  

18 Monate mussten vergehen, 
damit die Jusos Lahn-Dill sich end-
lich wieder in Präsenz treffen konn-
ten und einen neuen Vorstand wäh-
len durften. 

„Die Pandemie hat uns viele Stei-
ne in den Weg gelegt, aber wir ha-
ben gezeigt, dass wir auch on-
line einiges drauf haben. So konn-
ten wir beispielsweise bei dem ge-
planten Auftritt der Sängerin Nena 
den Finger in die Wunde legen und 
unsere Position klar verdeutlichen. 
Wetzlar soll Coronaleugnern keine 
Bühne geben. Wir haben von vie-
len Seiten Gegenwind bekommen, 
aber mit unseren ursprünglichen 
Vermutungen recht behalten. 

Aber auch unser Kampf auf der 
Straße ist trotz Pandemie nicht 
abgerissen, schließlich konnten 
wir wieder eindrucksvoll zeigen, 
dass nicht jeder Gast von Pro Poli-
zei gerne in unserer Stadt gesehen 
ist.“ sagt Kassierer Julian Stroh, ge-
meint ist der ehemalige Verfas-
sungsschutzpräsident Hans-Georg 
Maaßen. 

Besonders zufrieden zeigten sich 
die Jungsozialistinnen und Jung-
sozialisten mit den gewonnenen 

Die Corona-Pandemie hat uns einige 
Lücken in unserem System vor 
Augen geführt. Besonders schwer 
traf es die sozial benachteiligten 
Familien. 

Dies möchte ich an dem zwar fik-
tiven, indes die Lebenswirklichkeit 
eines großen Teils der Gesellschaft 
abbildenden Beispiel von Karin S. 
deutlich machen.

Karin S. ist 39 Jahre alt und al-
leinerziehend mit vier Kindern. 
Sie arbeitet im Einzelhandel und 
schafft es gerade so, über die Run-
den zu kommen. Mit einem Mal 
schlägt die Pandemie wie eine 
Bombe für sie ein, da die Schulen 
und Kitas schließen. Homeschoo-
ling und Betreuung muss sie nun 
neben ihrem Job im Supermarkt 
unter einen Hut bekommen. 

Karin ist verzweifelt, bei den 
Schulaufgaben kann sie kaum bis 
gar nicht ihren Kindern helfen. 
Ihre Jüngsten streiten sich häu-
fig, da der Ausgleich, den sie in der 
Kita bekommen, fehlt, und ihre 
Schulkinder streiten sich, wer an 
den einzigen PC für die Schulauf-
gaben darf. 

Da sie arbeiten muss, über-
nimmt die älteste Tochter mit 15 
Jahren die Betreuung der Kleins-
ten und hilft ihrem jüngeren Bru-
der beim Homeschooling, neben-
bei macht sie noch ihre eigenen 
Hausaufgaben. Der Alltag der Fa-
milie ist von großem Stress geprägt 
und es breitet sich Frustration als 
Grundstimmung aus. Karin fährt 
in ihrem Beruf die Stunden her-
unter, da sie es sonst nicht schafft, 
alles unter einen Hut zu bekom-
men. Dies führt dazu, dass sie nun 
noch weniger verdient. Das Aus-
bleiben der tatsächlich entlasten-
den Unterstützungen durch die 
Gesellschaft sorgt dafür, dass Karin 
S. sich unverstanden von der Poli-

Von links: Jan Moritz Böcher, Annabelle Jung, Hüseyin Demir, Julian Stroh, 
Michelle Breustedt, Luisa Lippert, Nicolas Burk, Selina Demir

Mandaten bei der Kommunalwahl 
im März. „Durch die starke Re-
präsentanz von jungen Menschen 
in kommunalen Ämtern kann 
die Verjüngung der Politik voran-
schreiten. Wir haben in beinahe je-
der Kommune Plätze für Jusos er-
streiten können und gehen mit 31 
Mandatsträgerinnen und Man-
datsträgern in die neue Legislatur-
periode. Das kann sich sehen las-
sen.“ resümierte die alte und neue 
Vorsitzende Michelle Breustedt. 

Nachdem die Jusos die letzten 
1,5 Jahre Revue passieren ließen, 
wurde gewählt. So wurde Michelle 
Breustedt als Vorsitzende in ihrem 
Amt bestätigt. 

Auch der restliche Vorstand wur-
de neu gewählt. So wird die Kasse 
weiterhin von Julian Stroh (Schöf-
fengrund) geführt. Neue Schrift-
führerin ist Michelle Dickopf 
(Wetzlar). Zudem wurden 8 stell-
vertretende Vorsitzende gewählt: 
Patrick Huttel (Sinn), Alina Dörr 
(Solms), Jan Moritz Böcher (Lah-
nau), Annabelle Jung (Aßlar), Hü-
seyin Demir (Wetzlar), Nicolas 
Burk (Leun), Selina Demir (Wetz-
lar) und Luisa Lippert (Wetzlar).

Die erfolgreiche Arbeit der Ju-

sos soll fortgeführt werden und die 
Jusos konzentrieren sich nun voll 
und ganz auf die bevorstehende 
Bundestagswahl. 

tik fühlt, ferner ein stetig wachsen-
des Unverständnis für die Corona-
Maßnahmen, darunter die Kita- 
und Schulschließungen, hegt. Dies 
wiederum sorgt für eine diffamie-
rende Reaktion der Außenwelt. Sie 
wird in eine Schublade mit Leug-
nern und Querdenkern geworfen, 
woraufhin ihre Frustration immer 
größer wird. 

Dann ist der Impfstoff da; Karin 
steht dem kritisch gegenüber, aber 
keineswegs ablehnend. Sie selbst 
und ihre Kinder sind keine Impf-
gegner, wie ihre Impfpässe bewei-
sen. Karin fühlt sich aber bei der 
Corona-Impfung noch nicht hin-
reichend aufgeklärt und möch-
te daher etwas warten – doch da-
für gibt es keine Kategorie, viel-
mehr gilt sie als ,,Impfgegnerin“ 
oder ,,Corona-Leugnerin“, gleich-
wohl sie regelmäßig sich und ihre 
Kinder testet. Nun kommt der Be-
schluss, dass die Corona-Tests ab 
Oktober selbst bezahlt werden 
müssen. Ihre Skepsis weicht nun 
der Angst. Sie ist verzweifelt, da sie 
nicht weiß, wie sie das auch noch 
bezahlen soll, zudem fühlt sie sich 
auch ein Stück weit zum Impfen 
genötigt.

Der Anlass, dass die Corona-
Tests nun ab Oktober von unge-
impften Bürger:innen selbst getra-
gen werden müssen, sorgt für kon-
troverse Diskussionen und Mei-
nungsverschiedenheiten. Einige 
sprechen von der Gefahr einer ra-
dikalen Spaltung der Gesellschaft 
in Geimpfte und Ungeimpfte. Ein 
Teil sieht darin eine sogenann-
te ,,Impfpflicht durch die Hinter-
tür”, besonders sozial schwäche-
re Familien unter den Unschlüssi-
gen fühlen sich indirekt gezwun-
gen, da ihnen die finanziellen Mit-
tel schlicht fehlen. Ein anderer Teil 
sieht in der Selbstfinanzierung 
der Corona-Tests die folgerichtige 

Konsequenz, um die Corona Pan-
demie in den Griff zu bekommen.

Vor dem Beschluss kristallisier-
ten sich verschiedenste Meinun-
gen zur Pandemie und dem poli-
tischen Umgang heraus. Dass eini-
ges nicht so gut in der Corona-Poli-
tik lief, steht außer Frage, dazu ge-
hören das Hin und Her des Schul-
betriebs, wirtschaftliche Hilfen, 
die entweder zu spät oder gar nicht 
ankamen, die Lücken in der Digi-
talisierung und einiges mehr.

Dass diese Zeit für uns alle eine 
schwierige war, möchte ich nicht 
abstreiten. Auf der anderen Seite 
müssen wir indes bedenken, dass 
auch die Politiker:innen Menschen 
sind, ein richtig und falsch für ganz 
Deutschland zu finden, bei einer 
Krise die es in dem Ausmaß noch 
nicht gab, schwer ist. Trotzdem 
sind sozial schwächere und bil-
dungsferne Familien auf der Stre-
cke geblieben. Es hat zwar Bemü-
hungen gegeben, diese Familien zu 
stärken wie beispielsweise der Kin-
dergeldzuschuss, jedoch reichte 
dies lange nicht aus. 

Homeschooling war für einige 
kaum bis gar nicht möglich, da es 
an digitaler Ausrüstung gefehlt hat 
und einige Eltern auch gar nicht in 
der Lage waren, Hilfe bei der Lö-
sung von Schulaufgaben zu leis-
ten. Dadurch wurden nicht wenige 
Schüler:innen in der Schule abge-
hängt. Als es dann hieß, dass an ei-
nigen Schulen digitale Materialien 
gestellt würden, war die Freude zu-
nächst groß. Die Ernüchterung 
folgte jedoch schnell, denn mit ei-
nigen konnte man nicht viel anfan-
gen, da die Administration oftmals 
den Schulämtern obliegt. So wa-
ren verfügbare Lern-Apps nicht an-
gemessen für die jeweiligen Jahr-
gangsstufen. Teilweise musste man 
an einigen Schulen dann doch 
selbst für die Kosten eines Tablets 

aufkommen oder jenes musste in 
der Schule bleiben, was wieder-
um den Nutzen des gestellten Ge-
räts in Zeiten von Homeschooling 
gegen Null gehen lässt. Das Gefühl 
der Ausgrenzung, Benachteiligung 
oder im Stich gelassen worden zu 
sein, scheint da nur mehr als ver-
ständlich.

Dass nun Tests ab Oktober selbst 
gezahlt werden sollen, könnte 
nicht impfwilligen Menschen mit 
geringem Einkommen und Teilen 
der Mittelschicht weitere Schwie-
rigkeiten bereiten. Welche Folgen 
daraus für die Gesellschaft und 
den innergesellschaftlichen Zu-
sammenhalt erwachsen, bleibt 
abzuwarten. Als sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands liegt es 
in unserer Hand, den sozialen Zu-
sammenhalt der Gesellschaft zu 
stärken. Dazu gehört auch, sozial 
Benachteiligten eine Stimme zu 
geben und mit ihnen auf Augenhö-
he zu gehen. Wir müssen eine Zu-
kunft gemeinsam für alle schaffen 
auf der Basis des Respekts gegen-
über jedem. 

Dazu gehört vor allem, den so-
zial Benachteiligten in unserer Ge-
sellschaft einen Zugang für die-
se Zukunft zu geben. Es darf nicht 

sein, dass in Deutschland Kinder 
in Armut leben müssen und auf-
grund fehlender finanzieller Mit-
tel berufliche Träume nicht erfüllt 
werden können. Das Fundament 
dafür legt die Einführung eines 
neuen Kindergeldes, welches ab-
hängig vom jeweiligen Einkom-
men ist. Auch muss eine Lösung 
für die Selbstzahlung von Corona 
Tests her, für Menschen, für die es 
nicht tragbar ist. 

Dies könnte mindestens in Form 
von einer Teilkostenübernahme 
und mit einer Impfstoff-Aufklä-
rung, die für jedermann verständ-
lich ist, erfolgen. Doch Diskussio-
nen wie diese sollten nie isoliert 
sondern stets in ihrer systemati-
schen Relevanz betrachtet wer-
den. Es bedarf einer fundamenta-
len Stärkung des Sozialstaats, wel-
che Bildungsmöglichkeiten für je-
den zugänglich macht. 

Dazu gehören auch Arbeitsplät-
ze, in denen man abgesichert ist 
und mit angemessenem Mindest-
lohn bezahlt wird. Solche Maßnah-
men sind wichtig, damit auch Fa-
milien wie die von Karin S. diesel-
ben Lebens- und Entscheidungs-
freiheiten genießen können wie 
viele andere Bürger.

Alleinerziehende Mütter sind die Verliererinnen, nicht nur in Corona-Zeiten
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CHRISTOPHERS KOCHECKE Christophers Kanzler- bzw. Frühlingssuppe
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 (2-3 Portionen)

1 Stück Zwiebel
1 Stück Brokkoli, klein
2 Stück Möhren
½ Stück Lauch
1 Stück Kartoffel
100 g grüne Bohnen
1 Stück Frühlingszwiebel
1 Dose junge Erbsen extra fein 
(140 g)
1 Liter Gemüsebrühe
½ Bund Petersilie
Butter zum Braten
Pfeffer und Salz nach Wunsch

„Das Schöne am Kochen ist, 
dass man schnell gute Ergeb-
nisse erzielen kann – ganz im 
Gegensatz zur Politik.“ Das sag-
te Olaf Scholz anlässlich sei-
nes Beitrags im Buch „Das Par-
lament kocht“, herausgegeben 
von Ralf Frenzel. Der ein oder 
andere 3-Sterne Koch, bzw. Kö-
chin wird aufgrund solch einer 
Aussage sicher das Kriegs-
beil ausgraben, aber wir erken-
nen doch alle den tieferen Sinn 
dieses Satzes. Und weil Olaf 

Scholz jemand ist, der be-
wiesen hat, dass er sich für 
gute Politik die nötige Zeit 
nimmt, dementsprechend 
hervorragende Ergebnisse 
in seiner politischen Lauf-
bahn geliefert hat und nun 
auch noch gute Chancen 
auf das Kanzleramt besitzt, 
sei ihm das aktuelle Rezept 
gewidmet. Denn Frühlings-
suppe ist nach seiner eige-
nen Aussage sein Leibge-
richt.

Die Zwiebel hacken, Brok-
koli in kleine Röschen 
schneiden, Möhren vier-
teln und klein hacken, Lauch 
in Streifen schneiden, Kartof-
fel würfeln, bei den Bohnen die 
Spitzen und Enden entfernen, 
dann halbieren, bei der Früh-
lingszwiebel den weißen vom 
grünen Teil trennen, das Weiße 
in Ringe schneiden.
Die Zwiebel für etwa 10 Minu-
ten bei geringer Hitze in der 
Butter anschwitzen, dann Boh-
nen, Kartoffeln, Möhren, Brok-
koli, Lauch und weißen Teil der 
Frühlingszwiebel für etwa 5 Mi-

nuten mit anschwenken.
Nun mit der Brühe auffüllen, auf hohe 
Temperatur stellen und 5 Minuten ko-
chen lassen.
Danach die Temperatur auf die nied-
rigste Stufe, die gehackte Petersilie, 
den in Streifen geschnittenen grünen 
Teil der Frühlingszwiebel sowie die 
Erbsen hinzugeben und für 3 Minuten 
köcheln lassen.

Mein Hamburger Platt lässt zwar zu 
wünschen übrig, aber: 
Nu lang to, laat jo nich lang nödigen!

Städtischer Nachtragsetat 2021 trotzt Corona
Stadtkämmerer Jörg Kratkey (SPD) legt ausgeglichenen Nachtrag vor

So viel Unwissenheit tut weh!
Michael Hundertmark (CDU) äußert sich im Wetzlar 
Kurier zum aktuellen Nachtragshaushalt der Stadt

Selten war die Haushaltslage von 
Kommunen seit der Finanz- und 
Wirtschaftskrise so schlecht plan-
bar, wie in während der Corona-
Pandemie. Das zeigte sich auch bei 
der Erarbeitung des Nachtragsetats 
2021, wie Stadtkämmerer Jörg 
Kratkey (SPD) feststellte. 

Insbesondere die rein ertragsab-
hängige Gewerbesteuer, die tra-
ditionell die größte Einkommens-
quelle der Stadt Wetzlar darstellt, 
sei starken Schwankungen unter-
worfen. So sei sie infolge der Co-
rona-Pandemie im Jahre 2020 von 
ursrpünglich geplanten 40 Mio. 
Euro auf unter 27 Mio. Euro abge-
sunken. Leichte Erholungen zum 
Jahresende 2020 führen „nur“ noch 
zu einem Rückgang von rd. 25% 
auf knapp 30 Mio. Euro. Für das 
Jahr 2021 gingen die Planungen 
daher von einer reduzierten Ge-
werbesteuer von rd. 36,7 Mio. Euro 
aus. Höher als 2020, aber deutlich 
niedriger als ursprünglich berech-
net und immer noch niedriger, als 
vor der Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008/2009. 

Im Ergebnishaushalt, der die 
laufenden Einnahmen und ‚Aus-
gaben der Stadt abbildet, ergeben 
sich nur geringe Anpassungen an 
die tatsächliche Entwicklung. Bei-
spielsweise wurden die Einnah-
men aus den Kursen der städti-

Weil Haushaltsveranschlagungen 
bereits begonnener Maßnahmen 
dem Baufortschritt angepasst wer-
den, erklärt der Fraktionsvorsitzende 
der CDU, der Oberbürgermeister 
unserer Stadt werden wollte, auf-
grund der Veränderungen im Nach-
tragsetat könne erst im kommen-
den Jahr mit einzelnen Maßnahmen 
begonnen werden. So nennt er das 
Haus der Jugend, die Feuerwache 
I und den Neubau des Kinder- und 
Familienzentrums in Dalheim.

Haus der Jugend und Feuerwache I  
sind in der Umsetzung und wer-
den wie geplant fortgeführt. Da 
braucht sich Herr Hundertmark 
keine Sorgen machen und auch 
niemanden verunsichern. 

Dass er ausführt, der Bau des 
Kinder- und Familienzentrums 
in Dalheim könne frühestens im 
kommenden Jahr begonnen wer-
den, ist entweder ein Beispiel da-
für, dass Herr Hundertmark seit 
vielen Monaten nicht mehr in 
Dalheim war, oder aber dringend 
einen Augenoptiker seines Ver-
trauens aufsuchen sollte! Das im 
Rohbau stehende Gebäude kann 
man beim besten Willen nicht 
übersehen.

Zudem mutmaßt er, dass die 
zeitliche Verlagerung von Finan-
zierungsmitteln des Investitions-
haushalts den Haushaltsausgleich 
im Ergebnishaushalt ermöglichen 
sollten. Wer nur ein klein wenig 

Stadt -
kämmerer
Jörg Kratkey

Kanzler- bzw. Frühlingssuppe

schen Volkshochschule niedriger 
angesetzt, da coronabedingt viele 
Kurse nur mit verminderter Perso-
nenzahl stattfinden konnten oder 
ausfallen mussten. Bei den Ein-
nahmen wurden die ausgefallenen 
Gebühren für die Kindertagesstät-
ten teils vom Land kompensiert, 
so dass hier höhere Einnahmen 
aus Landeszuweisungen zu Buche 
schlagen, die die Einnahmeausfäl-
le teilweise abdecken. Einem deut-
lichen Rückgang gibt es bei dem 
Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer, die um fast 1,0 Mio. 
Euro von 26,7 auf 25.7 Mio. Euro 
zurückgeht. Trotz aller Verände-
rungen konnte der Nachtragshaus-
halt mit Erträgen und Aufwendun-
gen von 162 Mio. Euro ausgegli-
chen gestaltet werden. 

Der leichte Überschuss des Er-
gebnishaushaltes in Höhe von 0,9 
Mio. Euro wird zur Mitfinanzie-
rung von Investitionen des Finanz-
haushaltes verwendet. Im ‚Finanz-

haushalt wird der Finanzbedarf 
für die Investitionen der tatsäch-
lichen Entwicklung angepasst. Da 
insbesondere die größeren Projek-
te teils auch wegen Corona nicht 
in dem Zeitfenster abgewickelt 
werden konnten, wie es vorgese-
hen war, werden die entsprechen-
den Auszahlungen planerisch in 
die Folgejahre verlagert. Dies be-
trifft insbesondere die Baumaß-
nahmen „Feuerwache I Kern-
stadt“ und „Kinder- und Fami-
lienzentrum Dalheim“. Vorgezo-
gen wurde dagegen der endgültige 
Ausbau des Nauborner Baugebie-
tes Hundsrücken. Der Kreditbe-
darf der Stadt liegt lt. Nachtrags-
haushalt bei (in Klammern Wer-
te des ursprünglichen Etats) 18,8 
Mio. Euro (31,2 Mio. Euro); die 
Nettoneuverschuldung liegt bei 
11,4 Mio. Euro (25,4 Mio. Euro). 

Im laufenden Haushaltsjahr 
wurde darüber hinaus eine Son-
dertilgung in Höhe von 10,1 Mio. 
Euro geleistet, so dass die langfris-
tigen Verbindlichkeiten der Stadt 
zurückgeführt werden konnten. 
Der Stadtkämmerer zeigte sich mit 
dem Nachtragsetat 2021 zufrie-
den. „Wir haben weiterhin einen 
ausgeglichenen Haushalt, der uns 
die nötige finanzielle Handlungs-
freiheit im Rahmen der kommu-
nalen Selbstverwaltung lässt“, so 
Jörg Kratkey abschließend.

Ahnung vom kommunalen Haus-
haltsrecht hat, der sollte wissen, 
dass dieser Zusammenhang so 
überhaupt nicht besteht. 

Dann behauptet er auch noch, 
durch die Aufnahme von Investi-
tionskrediten, mit denen Anlage-
güter, also städtische Vermögens-
werte, geschaffen werden, werde 
auf Kosten der zukünftigen Gene-
rationen gewirtschaftet. Auch das 
ist völliger Nonsens. So wie jeder 
private Häuslebauer, so kann auch 
die Stadt ihre Investitionen nicht 
aus den laufenden Erträgen eines 
Jahres bestreiten. Sollte sie im Üb-
rigen auch nicht, dann es ist auch 
eine Frage der Generationenge-
rechtigkeit, diejenigen, die heu-
te zu schaffende Werte in der Zu-
kunft nutzen, zu beteiligen. Das er-
folgt mit einer Kreditfinanzierung 
und einer zeitlichen Aufteilung der 
Zahllasten.

Dass er zudem auch nicht wahr-
haben will, dass in der Verantwor-
tung von Stadtkämmerer Jörg Krat-
key (SPD) der Kassenkreditbestand 
von rund 70 Millionen Euro nicht 
nur auf Null zurückgeführt wur-
de sondern das städtische Konto 
mit Guthaben geführt wird, sei nur 
noch der Vollständigkeit halber er-
wähnt.

Da nicht zu vermuten ist, dass 
Herr Hundertmark so dreist 
Falschbehauptungen in die Welt 
setzt, ist wohl von Unwissenheit 
auszugehen. Das tut wirklich weh!

Naunheimer SPD zum Abriss der Hochstraße
Die Naunheimer SPD bringt Vorschläge ein

Der Abriss der Hochstraße der B 
49 wird spätestens ab 2027/2028 
mehr Verkehr auf die BAB 45 und 
auch auf die L 3285 entlang der 
Naunheimer Ortslage bringen, ein-
hergehen damit wird eine höhere  
Lärm- und Emissionsbelastung. 

Diese Auswirkungen sind unab-
hängig von der noch nicht geklär-
ten Frage der langfristigen Rege-
lung zumindest für die Abriss- und 
Bauphase zu erwarten. Unstrit-
tig ist, dass Lärmschutz entlang 
der Autobahn notwendig ist, Ein-
zelheiten über Qualität, Höhe und 
Länge einer zukünftigen Lärm-
schutzwand konnte Hessen Mobil 
auf Anfragen des von der SPD ge-
führten Naunheimer Ortsbeirats 
bislang noch nicht nennen.

 Um die zu erwartende Mehrbe-
lastung der Naunheimer Bevölke-
rung in vertretbaren Grenzen zu 
halten braucht es nach Ansicht der 
Naunheimer SPD eine sehr leis-
tungsfähige Lärmschutzvorrich-
tung. Die rudimentär auf einem 
Teilabschnitt vorhandene Lärm-
schutzwand aus den 1970er Jah-
ren bietet keinen ausreichenden 
Schutz und muss erneuert bzw. in 
Höhe und Länge deutlich erweitert 
werden. 

Die Ausdehnung darf sich nach 
Ansicht der Naunheimer Genos-
sinnen und Genossen nicht nur an 
der bebauten Ortslage orientieren, 
sondern muss über diese bei Wei-
tem hinausgehen. 

Im Süden sollte sie deutlich vor 
der L 3285 beginnen und in nörd-
licher Richtung über den Parkplatz 
Kochsgrund hinausgehen, da be-
reits jetzt insbesondere aus nörd-

licher Richtung eine erhebliche 
Lärmbelastung auf der Ortslage 
lastet, auch wenn die Entfernung 
zur BAB dort weiter ist. 

Neben einer Lärmschutzwand 
für die BAB 45 geht es den Naun-
heimerinnen und Naunheimern 
auch um die L 3285. Auf dieser 
Umgehungsstraße wurde auf Ini-
tiative der CDU-geführten hessi-
schen Landesregierung in der Zu-
ständigkeit des grünen Ministers 
für Wirtschaft und Verkehr vor ei-
nigen Jahren die ursprüngliche 
Geschwindigkeitsbeschränkung 
aufgehoben und erst nach starkem 
Protest von SPD, Ortsbeirat sowie 
Bürgerinnen und Bürgern zumin-
dest auf einer Teilstrecke eine Be-
grenzung auf 70 km/h festgelegt. 

Zwischen dem Naunheimer 
Festplatz und der Ortseinfahrt 
Lahnau besteht jedoch keine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung, auf 
dieser Strecke dürfen 100 km/h ge-
fahren werden. Die damit verbun-
dene höhere Unfallgefahr, gerade 
an der östlichen Ein- und Ausfahrt 
Naunheims, sowie die Lärmbelas-
tung durch das Abbremsen und 
Beschleunigen der Fahrzeuge wer-
den bei einer Zunahme des Ver-
kehrs noch deutlich steigen. 

Auch hier ist aus Sicht der Naun-
heimer SPD Abhilfe notwendig 
in Form einer durchgängigen Ge-
schwindigkeitsbegrenzung so-
wie durch einen Kreisverkehr 
oder eine Ampelanlage im Bereich 
Naunheim Ost. 

Zu beiden Themen brachte die 
SPD-Fraktion im neu gewählten 
Naunheimer Ortsbeirat entspre-
chende Anträge ein, die vom ge-
samten Ortsbeirat einstimmig mit-

getragen wurden. Damit wurde 
der Magistrat aufgefordert, sich in 
allen Gesprächen mit Hessen Mo-
bil und der Autobahnverwaltung 
für die Realisierung von ausrei-
chendem Lärmschutz und mehr 

Verkehrssicherheit auf beiden Ver-
kehrswegen einzusetzen.

Bereits im vergangenen Jahr in-
formierten sich MdB Dagmar 
Schmidt und MdL Stephan Grü-
ger auf Einladung des SPD-Orts-

vereins vor Ort über die Proble-
matik sowie die Naunheimer Er-
wartungen und sagten ihre Unter-
stützung auf ihren jeweiligen Ent-
scheidungsebenen zu. 
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Merkels Ende und das Drama der 
deutschen Politik: Ein Report

Bestsellerautor Robin Alexander 
über das Ende der Ära Merkel: ein 
glänzend recherchierter Politthriller 

Zum Ende ihrer Amtszeit hat Ange-
la Merkel ihre wohl größte Heraus-
forderung zu bestehen. Doch die 
Kanzlerin, die in Notsituationen oft 
zur Hochform aufgelaufen ist, gerät 
in dieser Krise an die Grenzen ihrer 
Autorität. Die Pandemie, so Robin 
Alexander, ist dabei nur ein weite-
res, spektakuläres Kapitel in einem 
noch größeren Drama: dem Ende 
einer ganzen Ära.

In seinem neuen Buch erzählt der 
Bestsellerautor die Geschichte hin-
ter den Kulissen: vom harten, lan-
gen Kampf in den inneren Macht-
zirkeln der Republik und vom 
Showdown um Merkels Nachfol-
ge, der die Union fast zerreißt. Ein 
glänzend recherchiertes Buch, das 
zeigt, wie nah in der Politik der un-
bedingte Wille zur Macht und die 
Machtlosigkeit beieinander liegen. 

»Durch die Dichte und Klarheit sei-
nes Erzählens fabriziert Alexander 
ein Stück Dokutainment, bei dem 
man mit Details und Schlüssel-
loch-Anekdoten fortwährend bei 
Leselaune gehalten wird.«

Robin Alexander

Machtverfall

Bürgerschaftliches Engagement

OB Wagner verleiht Ehrenbriefe an Dr. Barbara Greis
und Manfred Veit

1250 Jahre Niedergirmes
Am 1. 4. 1903 wurde das Dorf Niedergirmes in die Stadt Wetzlar eingemeindet

Oberbürgermeister Manfred Wag-
ner (SPD) hat im Garten des Palais 
Papius Ehrenbriefe des Landes Hes-
sen an zwei kommunalpolitisch und 
ehrenamtlich engagierte Persönlich-
keiten verliehen: Dr. Barbara Greis 
(Bündnis 90/DieGrüne) aus Naun-
heim und Manfred Veit (FW) aus 
Blasbach.

Beide seien Aktivposten unserer 
Gesellschaft, die einen Teil ihrer 
Lebenszeit für die Gemeinschaft 
zur Verfügung stellten und da-
mit bleibende Spuren hinterlie-
ßen. Für die Geehrten – beide Jahr-
gang 1940 – sei Demokratie mehr 
als eine Staatsform, es sei eine Le-
bensform. 

Barbara Greis hat sich 31 Jah-
re lang als Leiterin der Schüler-
bücherei der August-Bebel-Schu-
le ehrenamtlich engagiert, auch 
noch lange nachdem ihre Tochter 
die Schule verlassen hatte. Ebenso 
war sie viele Jahre im Vorstand der 
Heimatgeschichtlichen Arbeitsge-
meinschaft Naunheim tätig sowie 
im Verein „Patchwork, Soziale Ini-
tiative im Stadtteil“. 

Seit 1985 ist Dr. Barbara Greis 
kommunalpolitisch für Bündnis 
90/Die Grünen engagiert, 21 Jah-
re lang im Ortsbeirat Naunheim 
und seit 1990 als Stadtverordnete, 

In der Zeit von Karl dem Großen 
wurde der heutige Stadtbezirk der 
Stadt Wetzlar erstmals erwähnt. 

Die erste urkundliche Erwähnung 
im Lorscher Codex stammt aus 
dem Jahre 771. Somit ist Nieder-
girmes eines der ältesten Dörfer im 
heimischen Raum. 

Durch den Bau des Wetzlarer 
Bahnhofes im Jahre 1862 auf der 
Gemarkung Niedergirmes siedelte 
sich in den darauffolgenden Jahren 
immer mehr Schwerindustrie zur 
Eisenverarbeitung an. Am 1. April 
1903 wurde das Dorf Niedergirmes 
in die Stadt Wetzlar eingemeindet. 
Durch den Industriestandort ent-
wickelte sich der Stadtbezirk zum 
Arbeiterstadtteil und wurde für 
viele Gastarbeiter zur neuen Hei-
mat.

Mehr als 6000 Einwohner zählt 
Niedergirmes und wurde im Jahr 
2004 in das Förderprogramm „So-
ziale Stadt“ aufgenommen. Mehr 
als 12 Millionen Euro sind seit-
dem in Projekte geflossen, unter 
anderem wurde hier ins Nachbar-
schaftszentrum investiert. 

Die SPD Wetzlar wird auch wei-
terhin im Stadtteilbeirat Niedergi-
mes konstruktiv mitarbeiten, denn 
Niedergirmes ist bunt und tole-
rant. 

Jahrzehntelang bestimmten 
die Türme von Buderus das 
Ortsbild

Im Kontrast dazu die Lahn 
an der Fischerhütte

Im Bild unten Mitglieder 
der SPD vor dem 
Nachbarschaftszentrum

Manfred Veit und Dr. Barbara Greis

Siedler Verlag
gebundene Ausgabe, 22,00 Euro
eBook (ePUB), 18,99 Euro
Hörbuch-Download, 25,95 Euro

17. September - 21. November 2021
Ausstellung der Frankfurter 
Künstlergesellschaft
Motto: Künstlerischer Leichtsinn
Veranstalter: Kulturamt Wetzlar
Uhrzeit: 19:00 Uhr
Ort: Wetzlarer 
Stadtgalerie 
Bahnhofstraße 6 

17. September 2021
Ich hatte einst ein schönes Vaterland
1700 Jahre jüdisches Leben 
in Deutschland
Veranstalter: Kulturamt Wetzlar
Eintritt frei! Uhrzeit: 19:00 Uhr
Ort: Stadthalle Wetzlar 
Brühlsbachstraße 2 

18. September-
10. Oktober 2021
Fotoausstellung 
„Jedes Zehntelgrad zählt“
Stadtbibliothek Wetzlar in 
Kooperation mit Netz Bangladesch
Ort: Wetzlarer 
Stadtgalerie 
Bahnhofstraße 6 

18. September 2021
Kevin Löhr Band
Cash, King and more
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis
Franziskanerstraße 4-6

22. September 2021
Ben Granfelt & Band
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis 

15. Oktober 2021
Kings Of Floyd – High Hopes Tour
A Tribute To Pink Floyd
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Stadthalle Wetzlar

wo sie bis heute als Vorsitzende des 
Umweltausschusses tätig ist.

 Manfred Veit ist seit 1986 Mit-
glied im Naturschutzbeirat der 
Stadt Wetzlar, dessen stellvertre-
tender Vorsitzender er in verschie-
denen Wahlperioden war. In der 
Vogelschutzgruppe Blasbach ist 
er seit 1988 bis heute Vorsitzender 
und setzt sich für praktischen Na-
turschutz zum Schutz der freile-
benden Vogelwelt ein. 

Ebenso ist Veit im Sozialverband 
VdK aktiv, wo er seit 2001 den Vor-
sitz des Ortsverbandes Hermann-
stein/Blasbach inne hat. 

Kommunalpolitisch engagiert 
sich der Ausgezeichnete seit 1986 
bei den Freien Wählern. Dem Orts-
beirat Blasbach gehörte er von 
1989 bis 2006 und seit 2011 an. 

Herzlichen Glückwunsch!

Noch bis zum 30. September:
Impfen ohne Termin 
im Impfzentrum Lahnau
Geraberger Platz
Täglich von 7.00 – 21.00 Uhr 
(30.09. bis 15.00 Uhr)


